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Zur Geschichte der frühen KZ am Beispiel 

 

von Bremen-Mißler und Ahrensbök-Holstendorf 

 

„Es gibt zweierlei Schuld: Die, planmäßig ein Verbrechen begangen zu haben, und 

 

die, eines zu ermöglichen und zuzulassen. Wir haben dies und jenes nicht gewollt 

 

und nicht gewußt [...] Aber es lag an uns, zu wollen und zu wissen. Es wäre schwer 

 

gewesen, aber wir hätten es gewußt. 1918 war es sogar leicht, aber nicht einmal da 

 

wollten wir. Wir wollten Ruhe und Ordnung und ermöglichten den Nazi." 

 

(Alfred Döblin, November 1918. Stockholm 1939. Vorwort zu Bd. 1) 

 

1. Vom Arbeitslager des Reichsbanners zum Konzentrationslager 

 

Ende August 1932 bezogen 280 arbeits-
lose Sozialdemokraten vom Bremer 

 

Jungbanner, der Jugendorganisation des 

 

Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold, zu-
sammen mit Mitgliedern der freien 

 

Gewerkschaften, der Arbeiterwohlfahrt 

 

und des Arbeitersports das Arbeits-

dienstlager in den ehemaligen Auswan-
derhallen Friedrich Mißler zwischen der 

 

Walsroder- und Hemmstraße im Bremer 

 

Stadtteil Findorff Quartier, um die bis 

 

zum August 1933 befristete Zuschüt-

tung der Senke am Buntentor in Angriff 

 

zu nehmen.2 Ebenfalls unter der Leitung 

 

des Reichsbanners wurde Anfang No-
vember 1932 auf dem Gelände der che-
mischen Fabrik Dr. Christ in Holsten-
dorf bei Ahrensbök ein Lager des 

 

Freiwilligen Arbeitsdienstes (FAD) für 

 

40 bis 60 SPD-Anhänger im Lübecker 

 

Landesteil des Freistaates Oldenburg 

 

eröffnet — mit dem Ziel, den Wegebau 

 

von Holstendorf nach Havekost zu 

 

verbessern.3 

 

Wie zahlreiche Lager des FAD ent-
standen diese Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen im Gefolge der „Zweiten Ver-

ordnung des Reichspräsidenten zur Si-

cherung von Wirtschaft und Finanzen", 

 

aufgrund derer im Juni 1932 neue Be-

stimmungen für den Freiwilligen Arbeits-
dienst erlassen wurden. Von den mehr 

 

als eine Million arbeitslosen männlichen 

 

Jugendlichen zwischen 18 und 25 Jah-
ren griffen bis zum Oktober 1932 rund 

 

250.000 Deutsche auf dieses Angebot 

 

zurück, „um zum Nutzen der Gesamt-
heit im gemeinsamen Dienste freiwillig 

 

ernste Arbeit zu leisten und zugleich 

 

sich körperlich und geistig-sittlich zu 

 

ertüchtigen", wie das Reichsgesetzblatt 

 

verlcündete.4 Die von der Reichsanstalt 

 

für Arbeitsvermittlung und Arbeitslo-

senversicherung eingesetzte Gutachter-
kommission zur Arbeitslosenfrage hatte 

 

1931 empfohlen, die jungen Erwerbs-
losen gemeinnützige Arbeit leisten zu 

 

lassen oder sie zu „Arbeitsgemein-
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Abb. 1: Foto des KZ Mißler, Bremer Nachrichten 5.5.1933 

 

schaften" zusammenzuschließen, um „auf 

 

dem Gebiet der inneren Kolonisation" 

 

tätig zu werden.5 

 

Als „Träger der Arbeit" fungierten die 

 

staatlichen Behörden oder andere Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts, die 

 

sich verpflichteten, für jeden Arbeits-
dienstfreiwilligen 50 Pfennig pro Tag als 

 

Taschengeld zu zahlen. Das Reich lei-
stete einen Zuschuß Von 2 RM pro Tage-
werk und entlastete so die Fürsorge-
ämter von den Kosten für die Wohl-
fahrtserwerbslosen. Als „Träger des 

 

Dienstes" zeichneten neben dem Reichs-
banner Parteien und Organisationen wie 

 

die „Reichsarbeitsgemeinschaft für deut-
sche Ostsiedlung" oder die „Bremer Ar-
beitsgemeinschaft für Arbeitsdienst und 

 

Siedlung" verantwortlich. Gemäß der 

 

Verordnung vom Juni 1932 ernannten 

 

die Träger „Führer" für die jeweiligen 

 

Maßnahmen. 
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In der Hansestadt Bremen wie im 

 

Freistaat Oldenburg gehörten neben 

 

Sport- und Turnbünden vor allem die 

 

nationalen Verbände zu den Förderern 

 

des FAD. Auf besonderes Interesse stie-
ßen die Maßnahmen bei der NSDAP, 

 

dem Jungdeutschen Orden, Wehrwolf 

 

und Stahlhelm. Dagegen lehnten die 

 

KPD, die KPO und die 1931 aus der 

 

SPD ausgeschlossenen Linkssozialisten 

 

der SAP (mit Willy Brandt, Otto Bren-
ner, Anna Siemsen u.a.) den FAD als 

 

Mittel der Sozialdisziplinierung ab. 

 

Im September 1932 verhöhnte z.B. 

 

die Arbeiter-Zeitung, die Tageszeitung 

 

der KPD für den Bezirk Weser-Ems, 

 

die „Papenlcnechte der Bremer SPD, die 

 

Jugendliche im Freiwilligen Arbeits-
dienst für 3 Mark Wochenlohn im mili-
tärischen Barackengeist drillt". Die Jun-

gen Kämpfer, das Organ der KJVD-

Opposition, forderte eine „Abwehr der 
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Abb. 2: Blick von der Walsroderstraße in den Innenhof des KZ Mililer 

 

Arbeitsdienstpflicht, verbunden mit dem 

 

Kampf für den gesetzlichen 7-Stunden-

Tag bei vollem Lohnausgleich für alle 

 

Arbeiter und den 6-Stunden-Tag für alle 

 

jugendlichen Arbeiter." 6 

 

Der Chefredakteur der Sozialistischen 

 

Arbeiter-Zeitung, Walter Fabian (SAP), 

 

sah in den Notverordnungen der Regie-
rung von Papen-Schleicher vom Juni 

 

1932 die Gefahr, „den bisherigen soge-
nannten Freiwilligen Arbeitsdienst in 

 

die Allgemeine Arbeitsdienstpflicht um-
zuwandeln [...] für 40 bis 50 Pfennige 

 

Taschengeld pro Tag, ohne Betriebs-
räte, unter Außerkraftsetzung aller Ju-

gendschutzbestimmungen, ohne allge-
meine Regelung der Arbeitszeit."7 Vor 

 

der „ArbeitsdienstpflichtsIdaverei" des 

 

FAD und seinen paramilitärischen Or-
ganisationsformen warnte in Bremen 

 

auch die von der KPD beherrschte 

 

Erwerbslosenbeweguig. Die „Arbeits-

gemeinschaft Bremer Arbeitslose" legte 

 

schon im Juli 1930 ein „Kampfpro-
gramm" vor, mit dem man vor allem 

 

innerhalb der ADGB-Gewerkschaften 

 

Einfluß zu gewinnen versuchte. Die ge-
setzliche Einführung des Sieben-Stun-

den-Tages und der Bau von Wohnun-

gen und Schulen waren ihre Forde-

rungen. 

 

Neben dieser von Mitgliedern der 

 

Kommunistischen Partei Deutschlands-

Opposition (KPO) und des Internatio-
nalen Sozialistischen Kampfbundes (ISK) 

 

getragenen Aktion gründeten die Ju-

gendorganisationen der KPD und SAP, 

 

der KJV und der SJV, im Mai/Juni 

 

1932 ein „Jugendkampfkommitee gegen 

 

Arbeitsdienstpflicht und Faschismus". 

 

Trotz gemeinsamer Veranstaltungen 

 

und Protestkundgebungen in einzelnen 

 

Bremer Stadtteilen mit Referaten von 

 

Hans Gode (KJV) und Karl Grobe 
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(SJV) kam es nicht zu der propagierten 

 

„Einheitsfront des Jungproletariats". Die 

 

keinen großen Einfluß erlangenden anti-
faschistischen Jugendkampfausschüsse 

 

scheiterten an der Uneinigkeit der Be-

zirksleitungen der beiden großen Arbei-

terparteien.8 

 

Auch der Vorstand des „Bundes der 

 

entschiedenen Schulreformer" wandte 

 

sich mit Paul Oestreich gegen die von 

 

Kulturpolitikern und Pädagogen wie 

 

Eduard Spranger und Theodor Bäuerle 

 

vertretene Ausweitung des Arbeitsdien-
stes auf Jungakademiker und gegen die 

 

zunehmende „geistige Verelendung der 

 

nachschulpflichtigen Jugend' .9 Anson-
sten lobten die bürgerliche Presse und 

 

zahlreiche Politiker und Intellektuelle 

 

die vorbildliche freiwillige Arbeitsge-
meinschaft und die Zusammenarbeit der 

 

Parteien im FAD. 

 

Und dennoch kam es immer wieder 

 

zu Zusammenstößen zwischen den Trä-

gern des Dienstes, vor allem zwischen 

 

Reichsbanner-Leuten und Anhängern 

 

der NSDAP. Die schweren Bluttaten 

 

während der 9.-November-Demonstra-
tion von 1931 auf dem Marktplatz in 

 

Eutin und in der Bremer Bornstraße 

 

(Ermordung des SS-Mannes Karl 

 

Radke und des SA-Mannes Wilhelm 

 

Decker) ließen die Konflikte eskalieren 

 

und führten zu überregional beachteten 

 

Justiz-Prozessen.10 

 

Überfälle von SA-Leuten auf einzelne 

 

FAD-Lager des Reichsbanners fanden 

 

immer wieder statt. Sie wurden im Lan-
desteil Lübeck unter Anleitung des Re-

gierungspräsidenten Böhmcker (NSDAP) 

 

von der Hilfspolizei initiiert. Nach dem 

 

NSDAP-Sieg bei der Landtagswahl vom 

 

29. Mai 1932 im Freistaat Oldenburg 

 

war in Eutin „im Rahmen des Frei-

willigen Arbeitsdienstes mit Genehmi-

gung des Staatsministeriums eine Hilfs-

polizei aus Mitgliedern der SA und SS 

 

und des Stahlhelms gebildet worden" .11 

 

Diese legte sich auch und vor allem 

 

mit den Reichsbannerangehörigen im 

 

FAD-Lager Holstendorf an. Als z.B. die 

 

60 Reichsbarmermitglieder des FAD-

Lagers sich im Februar 1933 in Ahrens-
bök und Sarau trotz des Demonstra-
tionsverbotes an Kundgebungen gegen 

 

die Harzburger Front beteiligten und zur 

 

Wahl der SPD am 5. März aufriefen, 

 

wurden sie vom Sattlermeister Theodor 

 

Wiese aus Ahrensbök bei der Gendar-
merie denunziert. Wiese, prominentes 

 

Mitglied der NSDAP und SA-Führer in 

 

Ahrensbök, behauptete, von den Reichs-
bannerleuten am 8. Februar in der Lü-
becker Straße bedroht worden zu sein. 

 

Ihm sei es nur durch die Flucht in das 

 

Haus des Barbiers Bunneister gelungen, 

 

sich zu retten. Außerdem hätten die 

 

Jungmänner des FAD-Lagers Fenster-
scheiben beim Landwirt Wulf in Barg-
horst eingeworfen, dessen Söhne füh-
rende Mitglieder der NSDAP waren.12 

 

Zum gleichen Zeitpunkt stand auch in 

 

Bremen das Reichsbannerlager im Mit-

telpunkt nationalsozialistischer Angrif-
fe. Die Bremer Reichsbannerführer 

 

Oskar Drees und Hans Hackmack be-
richteten u.a. am 7. Februar 1933 von 

 

Beschimpfungen und Überfällen der 

 

SA-Leute auf die FAD-Mitglieder des 

 

Jungbanners im Findorff-Vierte1.13 Um-

gekehrt reichte die NSDAP Beschwer-
debriefe an das Bremer Arbeitsamt und 

 

die Polizeidirektion ein: „Regelmäßig 

 

werden zur Stadt fahrende Nicht-Mar-
xisten von vorbeimarschierenden FAD-
Leuten angepöbelt und mit Schimpf-
worten belegt. Ja, sie werden sogar ge-
zwungen, von den Rädern abzusteigen, 

 

um den angedrohten Tätlichkeiten zu 
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Letzte 

 

Warnung 

 

vor politischer 

 

Hetzarbeit! 

 

Es Sind immer noch unverantwortliche Hetzer ani Werke, die die AuKtuarbeit 

 

der nationalen Regierung stören. Dies geschieht sowohl durch de Veinreitung 

 

von Netzschriften, als auch durch Aufstellung unwahrer Behauptungen und 

 

durch herabsetzende Kntik an Maßnahmen. die die Regierung zum B.,sten des 

 

Volkes beschlossen hat. 

 

le..besondere scheinen marxistische Kreise zu glauben, daß sie il frühere 

 

ungestört wieder aufnehmen können. 

 

Ich warne deshalb nochmals dringend davor, sich an solchem 

 

Treiben zu beteiligen, vor allem auch durch Verbreitert oder 

 

auch nur durch den Besitz illegaler politischer Schniien. — 

 

Wer nicht hören will, muß fühlenl 

 

Alle, die in Zukunft noch bei solchen Umtriolen betrogen voratle... ...deden 

 

auf lange Zeit in ein besonderes, neu einzurichtendes Konzentrationsieger 

 

gebracht werden, in dem ihnen die Lust, sich noch einmal so zu betätigen, 

 

endgültig vergehen wird. 

 

Wer des Hochverrats überführt wird, kann mit dem Tode durch  

 

Erhängen bestraft werden. Die Regierung wird nicht davor 

 

zurückschrecken, diese Strafe auch zu vollstrecken.  

 

Bremen, den 20. Juni 1933. 

 

Der Polizeiherr. 

 

Th. Laue. 

 

Abb. 3: Öffentlicher Aushang des Senators Pir Polizei und Inneres, Theodor Laue, 

 

vom 20. Juni 1933 
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entgehen. Es herrscht unter unseren 

 

Parteigenossen und besonders unter den 

 

SA-Männem eine derartige Verbitte-
rung, daß wir sie nur mit den schärfsten 

 

Mitteln von Selbstschutzmaßnahmen 

 

abhalten können. Deshalb müsse das 

 

Reichsbannerlager Buntentor-Mißler-
hallen aufgelöst werden".14 

 

Auch in Bremen begann nach der 

 

„Notverordnung des Reichspräsidenten 

 

zum Schutz von Volk und Staat" vom 

 

28. Februar 1933 und der damit ver-

knüpften legalen Aufstellung der Hilfs-

polizei „zur Abwehr kommunistischer 

 

staatsgefährdender Gewaltakte" die 

 

Verhaftungswelle. Sie ermöglichte die 

 

„Schutzhaft" als vorbeugende Maßnah-
me zur „Ausschaltung der von staats-
feindlichen Elementen drohenden Ge-
fahren". „Bis in die letzten Schlupf-
winkel hinein", verlangte Hitler am 7. 

 

Mai 1933, sollten die „November-Ver-
brecher" verfolgt und mit den Gegnern 

 

der „Kampfzeit" abgerechnet werden. 

 

Um das „Gift restlos aus unserem 

 

Volkskörper zu entfernen", wurden zu-
nächst Funktionäre der KPD „in 

 

Schutzhaft genommen". Ihnen folgten 

 

bald Sozialdemokraten, Mitglieder des 

 

Reichsbanners, Gewerkschafter, Intel-
lektuelle und — im Landesteil Lübeck — 

 

widerstrebende bürgerliche Politiker 

 

und innerparteiliche Widersacher, wie 

 

z.B. der Eutiner Bürgermeister Dr. Otto 

 

Stoffregen (DN'VP), der Ahrensböker 

 

Fabrikant Julius Cäsar Jungclaussen 

 

oder der Eutiner Müller Christian Chri-
stians (NSDAP).15 

 

Bald waren die Polizeigefängnisse am 

 

Bremer Ostertor und das zum Gossel-
haus umgewandelte „Rote Haus" der 

 

KPD am Buntentorsteinweg ebenso 

 

überfüllt wie die Gefängnisse im Lan-
desteil Lübeck. Auf der Suche nach 

 

neuen Unterkünften für die „Schutzhäft-
linge" griffen die Regierungsverant-
wortlichen in Oldenburg und Bremen 

 

unter dem gemeinsamen Reichsstatt-
halter Röver unter anderem auf die 

 

FAD-Lager des Reichsbanners in Bre-
men und Ahrensbök zurück und wan-
delten diese in Konzentrationslager um. 

 

In diesen staatlichen Einrichtungen der 

 

Polizeidirektion übernahmen SA- oder 

 

SS-Hilfstruppen die Bewachung der 

 

Häftlinge.16 

 

In Bremen-Mißler befanden sich unter 

 

den ersten 100 bis 150 „Schutzhäftlin-
gen" zunächst vornehmlich Kader der 

 

KPD und Redakteure der Arbeiter-Zei-

tung. Bald gesellten sich zu ihnen 

 

prominente Sozialdemokraten wie der 

 

Reichsbannerführer Oskar Drees und 

 

der SPD-Reichstagsabgeordnete Alfred 

 

Faust, die besonders von SA- und SS-

Peinigern gequält wurden und sich 

 

darüber vergeblich bei den Bremer 

 

Justizbehörden beschwerten. Die 280 

 

Reichsbanner- und AWO-Kameraden 

 

behielten im Gelände der Auswander-
hallen Mißler weiter ihre Unterkunft bis 

 

zur Vollendung des FAD-Projektes in 

 

der Senke am Buntentor — zwecks Ge-

winnung von Baugelände. Ab Septem-
ber 1933 verrichteten die Bremer KZ-

Häftlinge Zwangsarbeit an der Ochtum-

Regulierung, die — neben dem Ausbau 

 

des Weser-Stadions — bis zum 25. Mai 

 

1933 Mitgliedern der Deutschen Tur-
nerschaft übertragen worden waren.17 

 

Auf einem in der Nähe der Ochtum-

Mündung gelegenen Kahn fanden sie 

 

vom 13. September 1933 bis zur Auflö-

sung am 15. Mai 1934 eine neue „Unter-
kunft" — als Ersatz für das Mißler-Lager. 

 

Auch die in Ahrensbök und Holsten-
dorf internierten „Schutzhäftlinge" muß-
ten den unvollendet gebliebenen FAD-
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Dienst der Reichsbannerkameraden fort-
setzen und den in Ausführung befind-
lichen Wegebau Holstendorf-Havekost 

 

um jenes Wegstück verlängern, das die 

 

Landesverbandschaussee Schwochel-
Ahrensbök mit der Dorfschaft Havekost 

 

verbinden sollte. Das Reichsbanner-

Lager war auf Veranlassung Böhmckers 

 

schon am 15. März 1933 geschlossen 

 

worden, nachdem ein 17jähriges Jung-
banner-Mitglied die neu gehißte Haken-

lcreuzflagge im Lager niedergerissen 

 

hatte. Der zuständige Reichsbanneiführer 

 

A. Bogert wurde verhaftet und in das 

 

zum KZ umgewandelte alte Amtsge-
richtsgefängnis in Eutin überführt.18 

 

Abb. 4: Häftlinge auf 

 

dem zum KZ umgewan-
delten Lloyd-Kahn in 

 

Ochtumsand 

 

Zu den prominen-
testen der 50-70 Häft-

linge dieses Lagers 

 

zählten der Landtags-
abgeordnete Karl Fick 

 

(SPD), der Ahrensbö-
ker Reichsbannerfüh-
rer und Leiter des 

 

Konsumverein, B. 

 

Pump, und der Re-
dakteur des sozialde-
mokratischen Lübe-
cker Volksboten und 

 

Eutiner Reichsbanner-

führer, Adolf Buhrke, 

 

„einer der übelsten 

 

Marxisten, die es je-
denfalls im Landesteil 

 

Lübeck gegeben hat", 

 

wie Regierungsprä-
sident Böhmcker, ein 

 

Intimfeind • Buhrkes, 

 

meinte.19 

 

Um diese Ereignisse und die „Vorrei-
terrolle" Oldenburgs und Bremens bei 

 

der Einrichtung der ersten KZ in 

 

Deutschland besser einordnen zu kön-
nen, müssen wir einen kurzen Blick auf 

 

die Geschichte dieser Region im Jahr 

 

1932/33 werfen und fragen: Stellen 

 

Oldenburg und der Gau Weser-Ems ein 

 

Versuchsfeld der NS-Machteroberung 

 

vor 1933 dar? Und ist die NS-

Arbeitspolitik weniger ein Instrument 

 

nationalsozialistischer „Modernisierung", 

 

sondern eher auf Maßnahmen zurückzu-
führen, die auf staatliche Hilfsmittel aus 

 

der Krise der Weimarer Republik zu-

rückgreifen? 
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2. Der Freistaat Oldenburg und die Region Weser-Ems als Vorspiel 

 

und Experimentierfeld der NS-Machteroberung vor 1933 

 

Seit den Reichstagswahlen vom 14. 

 

September 1930 stärkste politische 

 

Kraft, gelangten die Nationalsozialisten 

 

im Freistaat Oldenburg nach den Land-
tagswahlen vom 29. Mai 1932 zur 

 

Macht. Sie stellten ab 16. Juni 1932 die 

 

erste nationalsozialistische Alleinregie-
rung auf Landesebene unter Leitung des 

 

Gauleiters Carl Röver. Nach den Juni-
Wahlen 1932 folgte Mecklenburg-
Schwerin; in Anhalt (ab 21. Mai 1932) 

 

und dem Freistaat Thüringen (ab 26. 

 

August 1932) übernahm die NSDAP 

 

die Führung von Koalitionsregierungen. 

 

In dem zum Freistaat Oldenburg ge-
hörenden Landesteil Lübeck wurden die 

 

Nationalsozialisten schon mit den Land-
tagswahlen am 14. September 1930 der 

 

entscheidende politische Faktor. Sie stell-
ten mit dem Eutiner Rechtsanwalt Jo-
hann Heinrich Böhmcker ab 15. Juli 1932 

 

den Präsidenten der Regierung des 

 

Oldenburgischen Landesteils Lübeck 

 

mit Eutin, dem „Weimar des Nordens", 

 

als Sitz und Ahrensbölc, Malente, Rate-
kau, Schwartau und Stockelsdorf als 

 

größte Stadt- und Landgemeinden. 

 

Böhmcker war zuvor Fraktionssprecher 

 

der NSDAP im Oldenburger Landtag. 

 

Er galt zunächst als 'Kandidat für das Amt 

 

des Ministerpräsidenten, fiel aber im 

 

November 1931 knapp als Koalitions-
kandidat der NSDAP und DNVP durch. 

 

So wurde vornehmlich der Freistaat 

 

Oldenburg neben Thüringen zum Expe-
rimentierfeld einer NS-Machteroberung 

 

im „Rahmen der durch die Verfassung 

 

gegebenen Grenzen", wie der seit dem 

 

23. Januar 1930 in Thüringen amtieren-
de Minister des Inneren und der Volks-

bildung, Wilhelm Frick (NSDAP), das 

 

Abb. 5: Carl Röver 

 

Ziel formulierte. Auch der Gauleiter 

 

Weser-Ems und Ministerpräsident, Carl 

 

Röver, versprach in einer Regierungs-
kundgebung vom Juli 1932, „daß wir 

 

Männer der neuen Regierung 100pro-
zentig auf dem Boden der Weimarer 

 

Verfassung stehen [...], daß ich der 

 

erste Diener des Volkes sein werde und 

 

auch die Gesetze 100prozentig decken 

 

und schützen werde."20 

 

Als erster NS-Minister in einer Regie-
rung der bürgerlichen Mitte und Rech-
ten hatte Frick schon am 29. März 1930 

 

ein „Ermächtigungsgesetz für Thürin-

gen" verkündet. Am 5. April 1930 folg-
te der Erlaß „wider die Negerkultur, für 

 

das deutsche Volkstum". Und mit der 

 

Verordnung vom 16. April 1930 zum 

 

„deutschen Schulgebet" kämpfte er 

 

gegen „art- und volksfremde Kräfte", 
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die „seit langem versuchen, die geistig-
sittlich-religiösen Grundlagen unseres 

 

Volkes zu zerstören". Letzteren Erlaß 

 

verwarf der Staatsgerichtshof für das 

 

Deutsche Reich am 11. Juli 1930 unter 

 

Berufung auf Artikel 148 Abs. 2 der 

 

Reichsverfassung.21 

 

Die „rechtsradikal-bürgerliche Koali-
tion" in Thüringen war, wie Ernst Ru-
dolf Huber schreibt, „in den für die 

 

deutsche Verfassungsentwicklung so 

 

entscheidenden Jahren 1930/31 [...] von 

 

epochaler Bedeutung. Es war damit der 

 

Weg vorgezeichnet, auf dem der 

 

Rechtsradikalismus sich in den Ländern 

 

und dann im Reich den Zugang zur 

 

Macht zu öffnen gedachte."22 

 

Dem thüringischen Vorspiel folgte 

 

der Ministerpräsident im Freistaat Ol-

denburg. Auch er behielt zunächst noch 

 

die alten Organisationsstrukturen bei, 

 

begann jedoch sofort mit der „Säube-
rung von marxistisch-demokratischen 

 

Erscheinungen". Dem diente u.a. das 

 

Geheimschreiben des Ministers des 

 

Inneren in Oldenburg vom 12. Januar 

 

1933, in dem die Stadtmagistrate und 

 

Ämter aufgefordert wurden, eine Auf-
listung aller bekannten Mitglieder der 

 

KPD und ihrer Organisationen zu er-
stellen.23 Der geheime Bericht der Re-

gierung Eutin an das Ministerium des 

 

Inneren in Oldenburg vom 1. Februar 

 

1933 registrierte so z.B. in den Orts-

gruppen des Landesteils Lübecks fol-

gende Anzahl von KPD-Mitgliedern: 

 

Eutin etwa 200 Personen, Ahrensbök 

 

25, Gnissau 20, Stockelsdorf 40 bis 50, 

 

Schwartau-Rensefeld 260 bis 270 Per-
sonen. Die Mitgliedszahlen für Malente 

 

und Gleschendorf konnten nicht er-
mittelt werden.24 

 

Insgesamt wurden Ende Dezember 

 

1932 im Bezirk Nordwest der KPD 

 

mehr als 10.000 Mitglieder gezählt, da-
von über 3.000 in Bremen und etwa 

 

600 im Landesteil Lübeck einschließ-
lich der Vorfeldorganisation, 'dem Anti-
faschistischen Kampfbund. Auch in 

 

Bremen griffen die Verfolgungsinstan-
zen auf die Vorarbeit von demokratisch 

 

kontrollierten staatlichen Organisatio-
nen wie der Justiz und der Polizei zu-
rück, die den Anweisungen der Reichs-

regierung folgten. Die korrekten Beam-
ten mit konservativer Einstellung hatten 

 

schon vor der Machtübertragung an die 

 

Nazis in der „Zentralpolizeistelle" wich-

tige Daten zur Erfassung der politischen 

 

Gegner gesammelt. Sie waren z.B. im 

 

Besitz der kompletten Mitgliederlisten 

 

der KPD. Die am 16. Juni 1933 in 

 

Bremen eingerichtete Geheime Staats-

polizei (Gestapo) setzte die Arbeit fort 

 

— angereichert durch einige Beamte aus 

 

dem Kreis aktiver NSDAP-Mitglieder 

 

und vorbereitend unterstützt durch die 

 

am 29. März 1933 vom Polizeisenator 

 

Laue gegründete „Zentralstelle zur Be-

kämpfung des Bolschewismus" 25 

 

Mit einer beachtlichen Leistungsbi-
lanz konnte die Bremer Gestapo im er-
sten Jahr aufwarten (vom 6.3.1933 bis 

 

zum 5.3.1934): 6.000 erfaßte Namen in 

 

den Karteikästen des Arbeitsamtes — 

 

einschließlich der Meldestelle für den 

 

FAD; 35.000 kontrollierte Mitglieder 

 

der Kleingartenvereine, 30.000 über-

prüfte Beschäftigte in den Bremer Be-

trieben; einige 100 Personen in „Schutz-
haft", 450 Personen wegen Hochverrats 

 

festgenommen; 950 Wohnungen, Büros 

 

und Gaststätten durchsucht usw. usw.26 

 

Das am 2. Februar 1933 von Röver 

 

erlassene Demonstrationsverbot traf 

 

alle demokratischen Organisationen und 

 

behinderte ihren Wahlkampf für die 

 

Reichstagswahlen am 5. März 1933. 
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Abb. 6: Johann Heinrich Böhmcker 

 

Dennoch gewannen die SPD in Hol-
stendorf mit 41% und die KPD mit 6% 

 

zusammen mehr Stimmen als die 

 

NSDAP, die auf 45% kam. In Ahrens-
bök-Stadt selbst erlangte die NSDAP 

 

die absolute Mehrheit mit 57% der 

 

Stimmen, gefolgt von der SPD mit 

 

25%, der DNVP mit 13% und der KPD 

 

mit 3% der Stimmen.22 

 

Als Reichsstatthalter ab Mai 1933 auch 

 

für Bremen zuständig, verfügte Röver 

 

schon am 31. März 1933 die Ein-

richtung von Sondergerichten in Olden-

burg und Bremen. Hier wurden die 

 

Kritiker und Gegner des NS-Regimes 

 

abgeurteilt, ohne Rechtsmittel einsetzen 

 

zu können. Noch im Juli/August 1932 

 

war dagegen dem Versuch der Röver-

Regierung, die Macht des Parteiappa-
rats durch Verstärkung der Polizei mit 

 

Hilfe von SA-Mitgliedern als Hilfspo-
lizeibeamte auszubauen, noch kein Er-

folg beschieden gewesen. Auf Anwei-

sung des Reichsinnenministeriums muß-

ten die 330 Hilfspolizisten in allen drei 

 

Landesteilen zum 10. August 1932 ent-
lassen werden.28 

 

Das traf auch auf jene 50 SA-Männer 

 

zu, die Böhmcker am 29. Juli 1932 im 

 

Rahmen des Freiwilligen Arbeitsdien-
stes mit weißer Armbinde zu Hilfspoli-
zisten ernannt hatte und die bei der Ver-

folgung der Gegner eine unrühmliche 

 

Rolle gewannen. Der SA-Gruppenfüh-
rer Nordsee, Böhmcker, erwarb sich 

 

schnell wegen dieser SA-Schlägertrup-
pen den Spitznamen „Latten-Heini" 

 

bzw. „Latten-Böhmcker". Erst die Ver-

ordnung des Reichsinnenministeriums 

 

vom 21. März 1933 erlaubte die Auf-

stellung von Hilfspolizeibeamten aus 

 

SA- und SS-Mitgliedern in allen Teilen 

 

des „Dritten Reiches". Diesen war es 

 

möglich, mit sogenannten „Schutzhaft-
befehlen" politische Gegner als „vor-
beugende Maßnahme" festnehmen und 

 

über einen unbegrenzten Zeitraum ohne 

 

gerichtliche Kontrolle einzusperren. Im 

 

Landesteil Lübeck betraf das bis zur 

 

Auflösung des KZ Ahrensbök im Mai 

 

1934 311 Bewohner. Davon waren 259 

 

politische Häftlinge.29 

 

Im Gegensatz zu den Landesteilen 

 

des Freistaates Oldenburg bekannten 

 

sich in der Freien Hansestadt Bremen 

 

nur rund 48% aller Wähler am 5. März 

 

1933 zu den Parteien der „nationalen 

 

Konzentration" (im Reich rund 52%). 

 

Die NSDAP ging mit 32,3% der 

 

Stimmen aus den Wahlen wohl erstmals 

 

als stärkste Partei hervor (im Reich 

 

43,9%), aber die „Kampffront Schwarz-
Weiß-Rot" verfehlte die Zweidrittel-
Mehrheit für Verfassungsänderungen. 

 

SPD (30%) und KPD (13,5%) blieben 

 

in Bremen auch am 5. März 1933 

 

zusammen weitaus stärker als die 

 

NSDAP, die dennoch durch Erlaß des 
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neuen Reichsinnenministers Frick mit 

 

Dr. Marken den Leiter des Reichskom-
missariats für Bremen stellte.30 

 

Als am 10. März 1933 die SPD-Sena-
toren von ihren Ämtern zurücktraten, 

 

beherrschte Dr. Markert den Rumpfse-
nat zusammen mit dem Senator des 

 

Inneren, dem SS-Mitglied und wohlha-
benden Kaufmann Theodor Laue, der für 

 

die Einrichtung des KZ in den Auswan-
derhallen Mißler verantwortlich zeich-
nete und dabei von einigen Unter- und 

 

Sonderkommissaren unterstützt wurde. 

 

Im Gefolge des „Zweiten Gesetzes zur 

 

Gleichschaltung der Länder mit dem 

 

Reich" vom 7. April 1933 votierte der 

 

Senat am 12. April 1933 für die Ko-

operation mit dem Gau Weser-Ems. 

 

Am 13. Mai zog Gauleiter Röver als 

 

Statthalter des Reiches in Bremen ein. 

 

Am 22. Juni 1937 ernannte Röver den 

 

Regierungspräsidenten von Eutin, Jo-
hann Heinrich Böluncker, zum regie-
renden Bürgermeister von Bremen — als 

 

Nachfolger von Otto Heider, der diese 

 

Funktion im Oktober 1934 von dem ge-
stürzten Dr. Marken übernommen hatte. 

 

Die Bekämpfung der politischen Geg-
ner, die „Gleichschaltung" der Beamten, 

 

der erste Judenboykott und der Aufbau 

 

der frühen Konzentrationslager in Miß-
ler wie in Ahrensbök fielen so in die 

 

Zeit des Machtantritts des Reichsstatt-
halters für Oldenburg und Bremen.31 

 

3. Die Bremer, Eutiner und Ahrensböker „Schutzhaftlager": 

 

Ihre Rolle im Rahmen des KZ-Systems 

 

Auch wenn das Konzentrationslager als 

 

die zentrale Institution des nationalso-
zialistischen Machtstaates zu einem 

 

gängigen Begriff geworden ist, so exi-
stiert bis heute kein gesichertes Wissen 

 

über das zentrale Netzwerk der Verfol-

gung, Unterdrückung und Ermordung 

 

im NS-System. Nicht einmal über die 

 

Anzahl der nationalsozialistischen La-

ger und die unterschiedlichen Typen 

 

von Lagern, ihre Ausdehnung und Be-
deutung herrscht Konsenz in der Wis-
senschaft. „Nichtwissen", so Gudrun 

 

Schwarz, „begünstigt eine Legenden-
bildung über Lager, wenn z.B. davon 

 

ausgegangen wird, daß alle nationalso-
zialistischen Lager Konzentrationslager 

 

waren und alle Konzentrationslager 

 

gleichzeitig auch 'Vernichtungslager', 

 

daß somit alle Lager im Prinzip gleich 

 

waren."32 

 

Die unzähligen, über ganz Deutsch-
land und die besetzten Ländern ver-

streuten KZ-Außenlager und das Schick-
sal der mehr als zehn Millionen aus-
ländischen Zwangsarbeiter und Kriegs-
gefangenen, die nach Deutschland ver-

schleppt wurden, fanden .erst in den 

 

80er Jahren Beachtung in Forschungs-
arbeiten. Dagegen hat der „Schülerwett-
bewerb Deutsche Geschichte um den 

 

Preis des Bundespräsidenten" dieses 

 

vergessene und verdrängte Kapitel in 

 

den Mittelpunkt des Interesses jüngerer 

 

Menschen gerückt. 

 

Erst neuere systematische Untersu-

chungen von Wolfgang Sofsky, Gerhard 

 

Annanski und Gudrun Schwarz haben 

 

sich nach Andrzej J. Kaminski, H. G. 

 

Adler und Martin Broszat um eine Be-

schreibung der Gesamtheit des NS-La-

gersystems bemüht, die „Ordnung des 

 

Terrors" dargestellt und sich kritisch 

 

mit dem „Archipel SS" im Vergleich zu 

 

dem „Archipel Gulag" auseinanderge-
setzt.33 Gudrun Schwarz' empirische 

 

13 

 



INFORMATIONEN zur Schleswig-Holsteinischen ZEITGESCHICHTE Heft 36(1999) 

 

Studie weist weit mehr als 10.000 na-
tionalsozialistische Lager nach, die sie 

 

in 17 unterschiedliche Kategorien ein-

teilt, von den Arbeitserziehungslagern 

 

und Zwangsarbeitslagern über die 

 

Ghetto- und Konzentrationslager bis zu 

 

den Todeslagern. 14 davon gehören zu 

 

der Kategorie „Konzentrationslager". 

 

Die letzten Etappen dieser „Maschi-
nen des Terrors", der Einsatz der Häft-

linge in den Rüstungsindustrien und die 

 

Todesmärsche aus den aufgelösten 

 

Konzentrationslagern, berühren mit ih-
ren vielfältig darin verwobenen Wirt-
schaftsinteressen privater Unternehmen 

 

und der öffentlichen Hand Ahrensbök 

 

und Bremen ebenso direlct34 wie die 

 

ersten Maßnahmen des NS-Terrors: die 

 

frühen Konzentrationslager im heutigen 

 

Kreis Ostholstein wie in Bremen. 

 

Die erste eigenständige Untersuchung 

 

zu den frühen Konzentrationslagern be-
trifft Eutin und Ahrensbök-Holstendorf. 

 

Sie stammt aus der Feder des kanadi-
schen Historikers Lawrence D. Stokes, 

 

der auch Anfang der 80er Jahre unsere 

 

Studien zu Bremen-Mißler anregte.35 

 

Von diesen sogenannten „wilden" 

 

bzw. „frühen" Konzentrationslagern 

 

weist die von der SOPADE 1934 in 

 

Karlsbad vorgelegte Dokumentation al-
lein 68 KZ nach. Sie alle unterstanden 

 

noch keiner zentralen Dienststelle, son-
dern wurden entweder durch örtliche 

 

SA-, SS- und Polizeistellen oder durch 

 

staatliche Initiativen wie auch auf 

 

Veranlassung von Ministerien und der 

 

Regierungspräsidenten eingerichtet. Die 

 

Bewachung lag in der Regel in den 

 

Händen von Hilfspolizisten aus den 

 

Reihen der SS und SA. Diese erste 

 

Etappe der Organisationsgeschichte der 

 

deutschen Konzentrationslager war eher 

 

das Produkt von Rache, Willkür, 

 

Improvisation und regionalen Besonder-

heiten, die auf Ereignisse aus der 

 

„Kampfzeit" und Erfahrungen mit den 

 

sogenannten „November-Verbrechern" 

 

aus der Weimarer Republik zurück-

gingen. Ihr Ursprung ist also älter als 

 

die nach dem Reichstagsbrand erlasse-
ne „Verordnung des Reichspräsidenten 

 

zum Schutz von Volk und Staat" vom 

 

28. Februar 1933, die alle in der Wei-
marer Verfassung festgelegten Grund-
rechte außer Kraft setzte und die juri-
stische Handhabe für die längerfristige 

 

Inhaftierung politischer Gegner schuf. 

 

Das „Ermächtigungsgesetz" vom 23. 

 

März 1933 legte den zivilen Ausnahme-
zustand dauerhaft fest. 

 

Nach dem Verbot der KPD und ihrer 

 

Vorfeldorganisationen, aber noch vor 

 

der Besetzung der Gewerkschaftshäuser 

 

vom 25. März 1933, den ersten Boy-
kottaktionen gegen jüdische Bürger am 

 

1. April, der Verdrängung unliebsamer 

 

Beamter aus dem Öffentlichen Dienst 

 

(„Gesetz zur Wiederherstellung des Be-
rufsbeamtentums" vom 7. April 1933: 

 

„Beamte, die nach ihrer bisherigen poli-
tischen Betätigung nicht die Gewähr da-
für bieten, daß sie jederzeit rückhaltlos 

 

für den nationalen Staat eintreten, kön-
nen aus dem Dienst entlassen wer-

den."), der Zerschlagung der Gewerk-
schaften am 2. Mai, der Bücherver-

brennung vom 10. Mai und dem Verbot 

 

der SPD und ihrer Organisationen am 

 

22. Juni 1933 wurden besondere 

 

„Schutzhaftunterk
-ünfte außerhalb der 

 

Polizei- und Justizgefängnisse" einge-
richtet, die von Anfang an und offiziell 

 

Konzentrationslager hießen. 

 

Zu den ersten dieser frühen KZ ge-
hörte neben dem am 20. März 1933 

 

eröffneten „offiziellen Konzentrations-

lager" für männliche Häftlinge in Da-
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chau das am 31. März 1933 in den 

 

Mißler-Hallen eingerichtete Bremer Kon-

zentrationslager. Das am 3. Oktober 

 

1933 nach Holstendorf-Ahrensbök ver-

legte Eutiner Schutzhaftlager dürfte 

 

ebenfalls im März 1933 entstanden 

 

sein. Auch wenn Stokes keinen genauen 

 

Eröffnungstermin nachweist, lassen die 

 

Schreiben und Anordnungen der Regie-
rung in Eutin die begründete Vermutung 

 

zu, daß das Eutiner KZ möglicherweise 

 

noch vor Dachau entstand. 

 

So heißt es zu der Verhaftung des 

 

Landtagsabgeordneten Fick (SPD) vom 

 

14. März 1933 im Schreiben der Poli-
zeibehörde vom 3. September 1933: 

 

Fick werde „nach fast 6 Monaten im 

 

Konzentrationslager" wegen guter Füh-

rung entlassen.36 Am 17. März 1933 

 

teilte die Polizeibehörde Eutin dem 

 

Ahrensböker Amtsgericht mit, den ehe-

maligen Landtagsabgeordneten Johan-
nes Rebenstorf nicht übernehmen zu 

 

können, weil das Amtsgerichtsgefäng-
nis in Eutin überfüllt sei. 37 Und im 

 

Bericht der Eutiner Regierung an das 

 

Ministerium des Inneren vom 12. Mai 

 

1933 wird mitgeteilt, daß sich nach wie 

 

vor sieben Angehörige der KPD in 

 

„Schutzhaft" befänden. Außerdem seien 

 

drei sozialdemokratische Funktionäre 

 

verhaftet worden. Neben Karl Fick 

 

handelt es sich unter anderem um den 

 

Ende März 1933 wegen „staatsfeindli-
cher Äußerungen" festgenommenen frü-
heren Leiter des Arbeitsamtes in Bad 

 

Schwartau, das ehemalige Mitglied des 

 

Gemeinderates in Ahrensbök Paul Thät-
ner (SPD), der Ende März ins Eutiner 

 

KZ überführt wurde. Die Ahrensböker 

 

Nachrichten berichteten am 1. April 

 

1933 über diesen Fa11.38 

 

Wie in Bremen und Eutin waren die 

 

Gefängnisse in Deutschland nach den 

 

ersten Massenverhaftungen von Februar 

 

und März 1933 schnell überfüllt. Davon 

 

betroffen waren zunächst hauptsächlich 

 

Funktionäre der KPD und SPD, für die 

 

deshalb Schutzhaftlager eingerichtet wur-
den. Am 31. Juli 1933 befanden sich 

 

laut Statistik des Reichsinnenministe-
riums insgesamt 26.789 politische Ge-

fangene in „Schutzhaft", davon 14.906 

 

in Preußen und 4.152 in Bayern. Etwa 

 

500 bis 600 Personen wurden zwischen 

 

März und Oktober 1933 in den KZs 

 

ermordet.39 Keiner der KZ-Insassen in 

 

Eutin, Ahrensbök und Bremen-Mißler 

 

erlitt dieses Schicksal, doch viele von 

 

ihnen waren schrecklichen Mißhand-

lungen durch die SA-Wachmannschaf-
ten und einem intensiven psychischen 

 

Terror ausgesetzt. Allein deshalb ist die 

 

Aufarbeitung der Geschichte dieser 

 

ersten Einrichtungen der Verfolgung 

 

und Unterdrückung von Bedeutung. 

 

Erinnern wir deshalb noch einmal an 

 

die Geschichte der Gebäude, die in Bre-
men und Ahrensbök zu frühen Konzen-

trationslagern umgewandelt wurden und 

 

die vorher als FAD-Lager dienten. Die 

 

sozialdemokratisch orientierten arbeits-
losen Jugendlichen setzten in den FAD-

Lagern auf einen Ausweg aus der poli-
tisch-ökonomischen Krise der Weima-
rer Republik. Und dennoch schienen sie 

 

unzulänglich darauf vorbereitet, dem am 

 

eigenen Leib schon vor 1933 erfahrenen 

 

Terror von rechts überzeugende poli-
tische Konzepte entgegenzusetzen. In 

 

Bremen wie in Eutin und Ahrensbök 

 

mußten sie mit ansehen, wie die Führer 

 

ihrer Lager zu den ersten „Schutzhäft-
lingen" gehörten, die in die 1(Zs einge-
liefert wurden. In Bremen waren sie 

 

zudem noch gezwungen, für einige Mo-
nate mit den KZ-Häftlingen die Mißler-
Hallen als Unterkunft zu teilen, wenn 
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Abb. 7: Gebäude der chemischen Fabrik Dr. Christ in Holstendorf wo von Oktober 1933 

 

bis März 1934 ein Konzentrationslager untergebracht war 

 

sie auch räumlich von ihnen getrennt 

 

lebten. 

 

Es handelt sich dabei nur um ein Ka-
pitel aus der so vielfältige Erfahrungen 

 

vermittelnden Geschichte der Mißler-
Hallen. Johann Friedrich Mißler hatte 

 

1905 auf diesem Gelände in der Wals-
roderstraße mit dem Norddeutschen 

 

Lloyd die Auswanderhallen gegründet — 

 

mit vier ständigen Hallen für 250 ost-
europäische Auswanderer. Im Ersten 

 

Weltkrieg wurden die Gebäude als Re-
serve-Lazarett genutzt. 1919 dienten sie 

 

als Unterkunft für das „Freikorps Cas-

pari", das die Bremer Räterepublik am 

 

4. Februar 1919 niederschlug. Im Au-

gust 1932 entstanden hier vier FAD-

Lager für 338 Mitglieder des Reichs-
banners, des Wehrwolfs und des 

 

Deutsch-Nationalen Handlungsgehilfen-
Verbandes. Ende März 1933 wurden 

 

die Auswanderhallen gemäß Senatsbe-

schluß in ein Konzentrationslager umge-
wandelt. Nach 1945 entstand auf diesem 

 

Gelände die evangelische Diakonissen-
anstalt, 1960 das Krankenhaus Findorff, 

 

das 1986 abgerissen wurde. Heute steht 

 

an dieser Stelle ein Altenwohnheim. 

 

Auch das Gelände des KZ in Ahrens-
bök-Holstendorf dokumentiert eine wech-
selvolle Geschichte. Das FAD-Lager 

 

des Reichsbanners, untergebracht im 

 

Direktionsgebäude der 1883 gegründe-
ten Zuckerfabrik, ab 1908 der chemi-
schen Fabrik Dr. Christ in Holstendorf, 

 

wurde am 16. März 1933 geschlossen. 

 

Es diente danach für kurze Zeit als SA-

FAD-Lager. Am 3. Oktober 1933 zum 

 

Konzentrationslager umgerüstet, mußte 

 

es schon im Dezember jenes Jahres der 

 

Realschule aus Ahrensbök weichen, die 

 

hierher verlegt wurde. 50 bis 70 Häft-

linge mußten in ein Privathaus einer 

 

leerstehenden Schusterei mitten in Ah-
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rensbök umziehen (Plöner Straße 21). 

 

Dieses KZ wurde am 9. Mai 1934 auf-

gelöst. Zum gleichen Zeitpunkt zogen 

 

200 SA-Männer in das alte Ahrensbö-
ker Realschulgebäude ein, das jetzt als 

 

Führerschule der SA-Gruppe Nordmark 

 

diente und ab Juni 1940 zur Lehrerbil-

dungsanstalt (LBA) umgewidmet wur-
de. Am 9. April 1936 entstand auf dem 

 

KZ-Gelände der ehemaligen „Chemi-
schen Fabrik Dr. Christ" die „Genos-
senschaft Flachsröste GmbH". Sie wurde 

 

neben Böhmcker initiiert vom Bezirks-
bauernführer Julius Maack, seit 1930 

 

Spitzenkandidat der NSDAP für den Ge-
meinderat in Ahrensbök, und dem dama-
ligen NSDAP-Ortsgruppenleiter und Ah-
rensböker Bürgermeister, Wilhelm Wulf 

 

Die Flachsröste ging 1956 in Kon-
kurs. Nach der Zwangsversteigerung 

 

der Grundstücke durch das Amtsgericht 

 

Eutin erwarben die Globus Gummi- und 

 

Asbestwerke Ahrensbök 1974 das Ge-
lände und die Gebäude der Flachsröste, 

 

veräußerten aber 1982 einen Teil der 

 

Gebäude. Dazu gehörten auch das 

 

1932/33 zunächst zum FAD-Lager, 

 

dann zum Konzentrationslager umge-
wandelte Geschäftsführerwohnhaus und 

 

die Werkhallen, die im Zweiten Welt-
krieg unter anderem als Zwangsarbei-
terlager dienten. Über 100 junge Zwangs-
arbeiter aus der Sowjetunion wurden 

 

hier ab 15. März 1942 untergebracht und 

 

beschäftigt. Im Gegensatz zum ehema-
ligen KZ in den Mißler-Hallen erinnert 

 

bis heute kein Gedenkstein an die wech-
selvolle Geschichte dieser Gebäude.40 

 

Die Bremer „Schutzhaftlager" und die 

 

in Ahrensbök-Holstendorf wurden wie 

 

die meisten der „frühen" oder „wilden" 

 

Konzentrationslager bald wieder ge-
schlossen. Die nach dem Mai 1934 wei-
terbestehenden Lager gingen in die Ver-

-
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Abb. 8: Politischer Alltag im Spiegel der 

 

Ahrensböker Nachrichten, 18. Mai 1934 

 

waltung der Länder über und wurden 

 

nach dem „Dachauer Modell" als „staat-
liche Konzentrationslager" bezeichnet 

 

und standardisiert. Der Dachauer KZ-
Kommandant Theodor Eicke stieg am 

 

10. Dezember 1934 zum „Inspektor der 

 

Konzentrationslager und der SS-Toten-

kopfverbände" auf. Nach der Übernah-
me der politischen Polizei durch Himm-
ler am 20. April 1934 gelangte die 

 

„Schutzhaft" endgültig in die Hände der 

 

Geheimpolizei und der lokalen SS-Ein-
heften. Die SS begann, das KZ-System 

 

neu aufzubauen. Die jetzt einsetzende 

 

Entwicklung ist weitaus bekannter als 

 

die erste Versuchsetappe. 

 

Die Geschichte der frühen und kleine-
ren Lager konnte schon wegen der 

 

schlechten Quellenlage wissenschaftlich 

 

bislang nicht systematisch aufgearbeitet 

 

werden. Nicht einmal die exakte Zahl 

 

aller Lager ist bekannt. Auch das bis-

17 

 



INFORMATIONEN zur Schleswig-Holsteinischen ZEITGESCHICHTE Heft 36 (1999) 

 

£oral. unb Provin3ta1eadgidgen. 

 

* 214 rensbaft, 17. 9IUirj. 

 

in211  lt er edu dt. 'Hm 9.Rittwoeb nodmittlog 

 

weilte betr Olftatsmingier epangernorber In unterer 

 

Oiabt unb bellente in eegletiung bes berrn Steg. 

 

13rätibent 21öbmiter•entin uni) weiterer berren br Tei 

 

gierung uni) her etulkekörbe bas Teattelinlieebäube. 3m 

 

%Klub bleran rourbe wirb Dem 91intsgerirlit ein lumer 

 

%darb abgertattet. . 

 

o m 2Irbeits1aaer in Sjoillenbod 2Deben 

 

eines eireits uni Die feiingereifung nuf bau titebäube 

 

bes freiwilligen 91rbeitslemers bes 9teicbsbonneis in 

 

bogtenbart tourbe Der giibter bes 2.ogers in ecbubbaft 

 

genommen unb Dem bieligen IUfielgefängnis Augelübrt, 

 

rooraufbin bie £agerbelegfcbatt non etwa 40 mann Die 

 

2Deitereubeit oerweigerte. 91unmebr ift Die gelernte 23e. 

 

legtebutt bes 2agers am Mitnstart nachmittag wegen 

 

211beimenueiserung enttarren worben. lieber Die teort. 

 

führung Des £ogers unb Die 23eenbigung bei Im esti 

 

belinblieen Itjauffee Don bogtenport nacb bapckolt ilt 

 

narb keine pofttim (Engdielbuna oerlautbart. Wie man 

 

kört, wirb bas 2trbeitslaper im einoernekmen mit Der 

 

ülegierung in eutin in bei bisherigen Wege uniwilltief) 

 

weitergehet werben mit bei 911aftnabme, bah bei bis. 

 

balge .2agerfilitrer Sieger abgelebt unb an feine etelle 

 

ein neuer tritt. 

 

Mer 2übedtlfeteeettotor baut oerbatter. 

 

21)egen feitgegellter Unregelmäblakellen, Deren 9tacaprülung 

 

nocb erfolgt, ilt geben Der frühere foAialbeinokratikke 

 

eenator 2lugult baut, Der bns Mobgabtwarnt leitete, 

 

uiboget nmeben. 3m Butnnimenbang Damit tumbe out 

 

bei Obettittpektor 2Diihtj 2fleger fettgenommen. 

 

Abb. 9: Meldung von der Auflösung des FAD-

Lagers und andere politische Nachrichten 

 

(Ahrensböker Nachrichten, 

 

18. März 1933; Montage) 

 

lang umfangreichste Verzeichnis aller 

 

Lager bekennt sich zu seiner Vorläufig-
keit.41 Einen relativ umfassenden Über-
blick liefert die „Übersichtskarte über 

 

die Konzentrationslager, Zuchthäuser 

 

und Gefängnisse 'in Deutschland", die 

 

aus Frankreich ausländischen Teilneh-
mern der Olympischen Spiele in Berlin 

 

1936 zugestellt wurde und die auch die 

 

Bremer und Eutiner Lager einschließ-
lich Ahrensbök aufführt. 

 

Viele Unterlagen, die aus den Lagern 

 

stammen, sind verlorengegangen oder — 

 

wie im Fall Mißler und Ahrensbök — 

 

rechtzeitig von der Gestapo vernichtet 

 

worden. Wir sind deshalb neben den 

 

spärlichen Pressemitteilungen und den 

 

Anordnungen der Landesbehörden auf 

 

Zeitzeugen angewiesen, um zumindest 

 

das Lagerleben oder andere wichtige 

 

Aspekte der . Konzentrationslager der 

 

ersten Stunde zu rekonstruieren. Auch 

 

die meist niedergeschlagenen Anldagen 

 

gegen die Hauptverantwortlichen nach 

 

1933, vor allem gegen Böhmcker, wie 

 

auch die 1949 bis 1951 durchgeführten 

 

Prozesse gegen den Polizeisenator Laue 

 

und mehrere SA- und SS-Wachposten 

 

in Bremen und Ahrensbök haben nur 

 

wenige neue Dokumente und Beweise 

 

zutage gefördert, dienen jedoch der 

 

Kontrolle und Bestätigung von Miß-

handlungen und Quälereien.42 Im Falle 

 

des Lagerleiters der KZ in Eutin und 

 

Ahrensbök-Holstendorf überführte das 

 

Lübecker Schwurgericht Theodor Ten-
haaf am 14. Mai 1949 in elf Fällen, 

 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit 

 

begangen zu haben. Er wurde zu drei 

 

Jahren und sechs Monaten Zuchthaus 

 

verurteilt.43 

 

In dem Bremer Prozeß gegen die ehe-

maligen Mitglieder der Wachmann-
schaft im KZ Mißler wies das Landge-
richt 15 Angeklagten nach, 78 Schutz-

häftlinge mißhandelt zu haben. Wegen 

 

„Körperverletzung im Amt" kamen sie 

 

mit Strafen von bis zu VA Jahren da-
von. In seiner Urteilsbegründung führte 

 

Landgerichtsdirektor Dr. Burhorn aus, 

 

das Gericht habe den Angeklagten trotz 

 

ihrer Schuld mildernde Umstände zu-

gebilligt. Sie seien jung, arbeitslos und 

 

verhetzt gewesen, der politische Kampf 

 

sei aber in den 30er Jahren von allen 

 

Parteien mit rücksichtsloser Härte ge-
führt worden. Es sei ein Fehler von 

 

oben gewesen, die Gegner von gestern 

 

zu Bewachern von morgen zu ma-
chen. 44 Diese Urteilsbegründung gibt 

 

erneut Anlaß, der von Stokes schon 
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Nein, nicht an der Wolest. wie es sdne hinde schon schmehlich stassimm 

 

stiebrochen* Nazillatie elauben machen wollte. sondern 

 

IM DRITTEN REICH! 

 

Sein Wahreseichen sind dle Konsentrationslaeer. In ihnen schmachten wirk 

 

(ich „ISrüder In Not". 

 

Wie ite in den deutschen Gebieten der Sowletunlan aussteht. vornehmlich 

 

In der treten deutschen Retortspublik an der Wolesi soll diese Sonder-
nummer seteen. 

 

IN DIESER NUMMER PREISAUSSCHREIBEN 

 

Abb. 10: Foto von Gefangenen aus dem KZ Mißler 

 

auf der Titelseite der Arbeiter-Illustrierten-Zeitung vom 12. Oktober 1933 
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1979 formulierten These nachzugehen, 

 

nämlich daß der Ursprung der frühen 

 

Konzentrationslager auf bezeichnende, 

 

in der Forschung eher vernachlässigte 

 

Kontinuitäten zwischen Institutionen und 

 

politischen Praktiken der letzten Phase 

 

der Weimarer Republik und der Anfangs-
phase des Hitler-Faschismus verweist. 

 

Ohne auf weitere Einzelheiten der 

 

frühen KZ in Bremen und Ahrensbök 

 

einzugehen, wollen wir deshalb ab-
schließend prüfen, ob und inwieweit der 

 

FAD als ein Versuchsfeld für die NS-
Arbeitslager und KZ zu betrachten ist. 

 

Weitere Informationen über die Ord-

nung und den Terror im Lager, zu den 

 

Überlebensperspektiven der Häftlinge 

 

und dem öffentlich einsehbaren Alltag 

 

im KZ finden sich in der zeitgenössi-
schen Presse sowie historischen Stu-
dien; darin werden auch Böhmckers po-
litische und persönliche Fehden doku-
mentiert. So steckte er z.B. den reichen 

 

und alteingesessenen Ahrensböker Fa-
brikanten Julius Cäsar Jungclaussen am 

 

13. November 1933 „wegen staats-
feindlicher Äußerungen" ins Holsten-
dorfer KZ. Ende Januar 1934 gab der 

 

Regierungspräsident dem Druck von 

 

Kunden des konservativen Maschinen-
fabrikbesitzers nach und ließ Jung-
claussen frei, nachdem dieser neben den 

 

Haftkosten von 118,35 RM und der 

 

Buße von 600 RM 4.000 RM „Löse-
geld" zur persönlichen Verfügung des 

 

Regierungspräsidenten erstattet hatte. 

 

Die Staatsanwaltschaft Lübeck hat 

 

Jungclaussen dazu und zu den Miß-

handlungen durch die KZ-Wachmann-
schaft noch einmal am 6. März 1946 in 

 

Ahrensbök vernehmen lassen. In den 

 

Nachkriegsprozessen gegen die KZ-
Wächter griff die Staatsanwaltschaft auf 

 

diese Aussage zurück, die u.a. zur Ver-

urteilung des ehemaligen SA-Rottenfüh-
rers Walter Tiesch und des ehemaligen 

 

NSKK-Sturmführers und Lagerleiters in 

 

Eutin und Ahrensbök, Theodor Ten-
haaf, führte." 

 

Der trinkfeste und „schlagkräftige" 

 

SA-Führer und Regierungspräsident 

 

Böhmcker war schon von dem Leiter 

 

des Geheimen Staatspolizeiamtes in 

 

Oldenburg am 25. September 1935 

 

ermahnt worden: Die „Entlassung von 

 

Schutzhäftlingen gegen Zahlung einer 

 

Buße ist unzulässig." Das betraf nicht 

 

nur Jungclaussen, sondern auch die 

 

eigenen Parteigenossen, die Böhmcker 

 

ins KZ steckte und nach Zahlung 

 

größerer Geldbeträge wieder freiließ. 

 

Die wegen dieser Vergehen gegen ihn 

 

eingeleiteten Ermittlungen der Staatsan-
waltschaft und des obersten SA-Ge-
richts wurden dagegen niederge-
schlagen." 

 

Daß die Existenz der ersten Konzen-
trationslager zur Einschüchterung der 

 

NS-Gegner beitrug und einige Häftlinge 

 

zu „Bekehrten" machte, die von 

 

„Gummiknüppeln und Peitschenhieben" 

 

nichts bemerkt haben wollten, wird 

 

durch die tägliche Berichterstattung 

 

über die Lager in der gleichgeschalteten 

 

Presse suggeriert. „Kein Paradies, aber 

 

auch lange nicht die Hölle" verkündete 

 

der Leserbrief „Gegen die Greuelhetze 

 

im Konzentrationslager", den ein „irre-
geleiteter Marxist" nach seiner Frei-

lassung aus dem Ahrensböker KZ im 

 

Lübecker Generalanzeiger am 8. Fe-
bruar 1934 veröffentlichen ließ.47 Zu 

 

welchen perfiden Methoden die NS-
Presse fähig war, dokumentiert die im 

 

Exkurs zitierte Berichterstattung aus der 

 

„Umgebung des Genossen Faust und 

 

anderer gestürzter Säulen der Juden-

republik"vom 23. Juli 1933. 
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4. Der Freiwillige Arbeitsdienst — 

 

Vorstufe zu den Konzentrationslagern? 

 

„In Deutschland herrschte seit 1931 De-
visenbewirtschaftung, seit 1932 Lohn-

stopp, seit 1933 Gewerkschaftsverbot. 

 

Ab 1936 wurde, zur Vorbereitung des 

 

Krieges, eine Planwirtschaft installiert 

 

und 1939 voll in Kraft gesetzt [...]. Das 

 

Privateigentum blieb erhalten, der Ge-
winn wurde nicht abgeschafft, das Ge-
winnstreben vielmehr in den Dienst des 

 

Wirtschaftsplans gestellt. Die Arbeits-

losigkeit ging von rund 6 Millionen im 

 

Winter 1932 auf 1,6 Millionen 1936 

 

und 100.000 1939 zurück [...]. Die 

 

Wachstumsrate des realen Sozialpro-
dukts lag bei knapp 10%, die Preis-

steigerung bei rund 1% pro Jahr [...]. 

 

Diese Zahlen sind aufregend. Können 

 

wir auf Erfolgsrezepte nur deshalb ver-
zichten, weil Adolf Hitler sie ange-
wandt hat? Wir verzichten schließlich 

 

auch nicht auf die Teilnahme an Olym-
pischen Spielen, auf deutsche Schäfer-
hunde und auf Chorgesang." Diese 

 

Empfehlung vom 12. Juli 1992 stammt 

 

vom Herausgeber der Wirtschafts-
woche, Professor Dr. Wolfram Engels. 

 

Damit profilierte er sich und das Organ 

 

des Bundesverbands der Industrie zum 

 

Vertreter jenes „Radikalismus der 

 

Mitte", der mit seinen Anhängern in der 

 

erneuerten „Konservativen Revolution" 

 

eine Renaissance erlebt. 

 

Überhaupt werden in Deutschland 

 

nach 1990 vielfach und in den unter-
schiedlichen Lagern die über die Nazi-
zeit verhängten Tabus gebrochen — ein 

 

Charakteristikum für die deutsche poli-
tische Kultur von heute. Die „verletzte 

 

Nation" habe genug Asche aufs Haupt 

 

gestreut, nun wolle man von Auschwitz 

 

nichts mehr hören. Die „Büßerrolle" im 

 

Hinblick auf die NS-Vergangenheit ist 

 

aufzugeben, fordern die vielen Anhän-

ger der „Denkfabriken von rechts". 

 

Gegen die „Monumentalisierung und In-

strumentalisierung unserer Schande" 

 

(Martin Walser) erklingt der „Rückruf 

 

in die Geschichte" (Karl Heinz Weiß-

mann) als Entsorgungsübung. Schon 

 

Ernst Noltes Vergangenheitspolitik ba-
sierte auf einer Relativierungsstrategie: 

 

Der Archipel Gülag sei ursprünglicher 

 

als Auschwitz. 

 

Mit dem „Schwarzbuch des Kommu-

nismus", dem neuen Guinness-Buch der 

 

blutigen Rekorde, erfährt Noltes lange 

 

umstrittene These neue Nahrung. Nach 

 

der Beschreibung der „braunen Revolu-
tion" von 1933 als Antwort auf die „rote 

 

Revolution" von 1917 rücken Stehane 

 

Courtois und Joachim Gauck den „roten 

 

Holocaust" in der Rangliste des Grau-
ens weit nach vorne. Der langjährige 

 

Leiter des Instituts für Zeitgeschichte in 

 

München, Martin Broszat, hatte mit sei-
nem „Plädoyer für eine Historisierung 

 

des Nationalsozialismus" sich schon 1985 

 

um eine Differenzierung bemüht.48 

 

Seitdem häufen sich durchaus ernstzu-
nehmende Veröffentlichungen, die den 

 

„schönen Seiten des Nationalsozialis-
mus" nachgehen, indem sie das „Dritte 

 

Reich" zwar für schrecklich erklären, 

 

aber seine Effektivität und Modernität 

 

herausstreichen (Zitelmann, Smelser, 

 

u.a.). Hatte noch Daniel Goldhagen mit 

 

seinem Erfolgsbuch auf Noltes „No 

 

Gulag — No Auschwitz" mit seinem „No 

 

Germans — No Holocaust" geantwortet, 

 

so werden wir aus Anlaß von 60 Jahren 

 

Erfolgsgeschichte des VW-Werkes da-
rauf zu antworten haben, ob denn das 

 

21 

 



INFORMATIONEN zur Schleswig-Holsteinischen ZEITGESCHICHTE Heft 36(1999) 

 

Wirtschaftswunder ohne die Autofabrik 

 

in Fallersleben, dem heutigen Wolfs-

burg, möglich gewesen wäre: „No Fal-
lersleben — No Wirtschaftswunder?" 

 

In Wolfsburg, in Salzgitter oder in 

 

Nordhausen entstanden Fabriken der 

 

Zukunft als ein Amalgam von Großin-
dustrie, Staat und SS; ein Konstrukt, in 

 

dem die technokratischen Funktions-
eliten arbeitsteilig miteinander koope-
rierten und an einem neuen „KZ-
System" für den „SS-Staat der Zukunft" 

 

nach dem Zusammenbruch der NS-Dik-
tatur in Deutschland bastelten.49 Auf 

 

die Krise des NS-Systems antworteten 

 

die dienstwilligen Eliten mit einem Mo-

dernisierungsschub, der den Deutschen 

 

erlaubte, trotz der totalen Niederlage 

 

bald wieder zu einer ökonomischen Po-
tenz ersten Ranges aufzusteigen. Väter 

 

des Wirtschaftswunders wie Ludwig Ehr-
hard waren federführend an diesen Neu-

ordnungsplänen von 1943/44 beteiligt.50 

 

Den Aufbau von Demokratie und 

 

Rechtsstaat haben NS-Täter und -Mit-
läufer nicht behindert; ein beachtliches 

 

„Re-sozialisierungswerk" (Jörg Fried-

rich), das Norbert Frei in seiner Ver-

gangenheitspolitik 1996 noch einmal 

 

eindrucksvoll dargestellt hat. Aber mit 

 

welchen Folgen für heute — angesichts 

 

einer Modernisierungskrise, die nicht 

 

nur im gemaastrichfen Deutschland im-
mer mehr Vertreter von autoritären Lö-

sungen zu Worte kommen läßt. Extrem 

 

verharmlosende Bemerkungen von 

 

Historikern zur „progressiven Sozialpo-
litik" des NS-Systems finden weite Ver-

breitung. „Unbestreitbar", schreibt z.B. 

 

Rainer Zitelmann, „brachte der Natio-
nalsozialismus auf verschiedenen sozial-

politischen Gebieten beachtliche Fort-
schritte."51 Dazu gehört seiner Meinung 

 

nach die Verbesserung des Jugend-

schutzes, des Mutterschutzes, der Sozial-

versicherung und der Lohnfortzahlung. 

 

Ist das eine zutreffende Beschrei-

bung? Entstand in der NS-Zeit wirklich 

 

so etwas wie ein sozialpolitisches Netz-

werk, oder wurden lediglich Verände-

rungen an bestehenden Regelungen 

 

vorgenommen, die aus der Weimarer 

 

Republik stammen? Mit Gesine Elsner 

 

bestreiten wir die Vorreiterrolle der 

 

NSDAP in diesem Bereich.52 Schon die 

 

Weimarer Republik brachte den Acht-

Stunden-Tag, die Arbeitslosenversiche-

rung wurde eingeführt, die Berufskrank-
heiten den Arbeitsunfällen gleichge-
stellt. Das Mutterschutzgesetz von 1927 

 

wie auch die tarifliche Gestaltung des 

 

Urlaubs war eine Erfmdung der Wei-
marer Republik, und die Lohnfortzah-

lung im Krankheitsfall ist erst das Er-

gebnis eines Streiks der schleswig-hol-
steinischen Metallarbeiter im Jahre 1957. 

 

Selbst der Arbeitsdienst war ein Pro-
dukt aus den Krisenjahren der Weima-
rer Republik. Wie sein amerikanisches 

 

Gegenstück im New Deal, das „Civilian 

 

Conservation Corps", während der Welt-
wirtschaftskrise ins Leben gerufen53, 

 

erblickten besonders nationalgesinnte Pä-

dagogen wie Herman Nohl im Arbeits-
dienst ein „neues Lebensgefühl", die 

 

„neue geistige Heimat".54 Trotz aller ge-
genteiligen Bekundungen seiner angeb-
lichen Erfolgsgeschichte gilt es festzu-
halten: Der Kern des „deutschen Sozia-
lismus" und der Kameradschaft, der 

 

Arbeitsdienst, steht — mit Stokes for-
muliert — als „Beispiel für die bezeich-
nende Kontinuität zwischen Institution 

 

und Politik der letzten Phase der 

 

Weimarer Republik und derjenigen des 

 

neugegründeten Dritten Reiches".55 Die 

 

Nazis konnten dabei auf die in der Wei-
marer Zeit ausgebaute Arbeitsverwal-
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tung zurückgreifen. Ihr organisatori-
sches Gerüst war vor allem die 1927 

 

gegründete Reichsanstalt für Arbeits-

vermittlung und Arbeitslosenversiche-

rung. Die von den Nationalsozialisten 

 

immer wieder verkündete vorrangige 

 

Verwaltung und Beseitigung der Arbeits-

losigkeit folgte den Weimarer Lösungs-
vorschlägen der Arbeitsbeschaffung. 

 

Sie wurde nach dem 5. März 1933 le-

diglich durch eine Fülle von Verordnun-
gen ergänzt und durch das „Gesetz zur 

 

Ordnung der nationalen Arbeit" von 

 

1934 abgerundet. 

 

Der Kampf gegen die Massenarbeits-

losigkeit verknüpfte sich dabei mit 

 

ordnungspolitischen und ideologischen 

 

Elementen, die auf eine zunehmende 

 

Militarisierung der Arbeitsbeziehungen 

 

abzielten. Der am 26. Juni 1935 zum 

 

Reichsarbeitsdienst (RAD) umgewan-
delte FAD verkörperte die „propagandi-
stische Schönwetterseite der national-
sozialistischen Arbeitsideologie" vom 

 

Arbeitsheer. Dazu gehörte nicht nur die 

 

schon im FAD vorgenommene propa-
gandistische Stilisierung mit Schaufel 

 

und Uniform, sondern auch die neue 

 

Phraseologie vom „Soldaten der Arbeit" 

 

oder von der „Arbeitsschlacht".56 

 

Den Ursprung der freiwilligen Sozial-

disziplinierung mit erzieherischem Ak-
zent — Arbeitsdienst als Erziehungsauf-
gabe, die, wie Theodor Bäuerle und 

 

Eugen Rosenstock-Huessy 1932 urteil-
ten, früher der Heeresdienst leistete57 — 

 

nutzte die NSDAP schon im Februar 

 

1933 als erste „institutionalisierte Mani-
festierung der nationalsozialistischen 

 

Arbeitspolitik" (D. Schönbaum), indem 

 

Hitler erklärte: Die Arbeitsdienstpflicht 

 

solle „durch eine allgemeine Erziehung 

 

zur Arbeit einer Überbrückung der 

 

Klassengegensätze dienen [...], um zur 

 

Achtung vor der Arbeit zu erziehen."58 

 

Für diesen „Dienst" gewannen die 

 

Nationalsozialisten zahlreiche, meist 

 

von der Jugendbewegung und der 

 

Reformpädagogik geprägte Lagerführer 

 

und Erzieher, die schon in den 20er 

 

Jahren damit befaßt waren, körperliche 

 

Arbeit und Gemeinschaftsleben im 

 

Lager miteinander zu verbinden. Kein 

 

Widerspruch war aus diesen Kreisen zu 

 

hören, als Hitlers Beauftragter für den 

 

Arbeitsdienst, der ehemalige General-
stabsoffizier Konstantin Hierl, 1934 

 

vorn Arbeitsdienst als einer „Erzie-
hungsanstalt" für den Staat sprach und 

 

den „Dreischritt Schulpflicht-Arbeits-
pflicht-Wehrpflichtjahr" als Instrument 

 

kollektiver Disziplinierung verkündete. 

 

Warum sollten sie auch widerspre-
chen? Hatte nicht Eduard Spranger, 

 

einer der angesehensten Pädagogen und 

 

Philosophen der Zeit, im November 

 

1933 das „entschiedene Bekenntnis zur 

 

nationalsozialistischen Weltanschauung" 

 

unterzeichnet — zusammen mit 529 Pro-
fessoren, darunter die späteren „Grand-
seigneure" der bundesdeutschen Philo-

sophie und Pädagogik wie Heidegger, 

 

Litt, Gadamer, Flitner, Blättner oder 

 

Bollnow. Viele von ihnen gehörten 

 

schon zu den 3.016 deutsch-österrei-
chischen Bekennern, die am 16. Okto-
ber 1914 in der „Erklärung der Hoch-
schullehrer des Deutschen Reiches" 

 

verkündeten: „Unser Glaube ist, daß für 

 

die ganze Kultur Europas das Heil an 

 

dem Sieg hängt, den der Deutsche 

 

Militarismus erkämpfen wird, die Man-

neszucht, die Treue, der Opfermut des 

 

einträchtigen deutschen Volkes."59 

 

Nach den „begeisternden Tagen des 

 

März" 1933 beginne nun, so Spranger 

 

zu den „großen Ereignissen" des „Tages 

 

von Potsdam" in der Zeitschrift Die 
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Erziehung, die „geduldige und treue Ar-
beit im einzelnen... Freiwilliger Arbeits-
dienst und Arbeitsdienstpflicht, Wehr-
wille des Leibes und Wehrwille des 

 

Geistes, Freiheit und Bindung, Wille 

 

zur Macht und Achtung vor Recht, ir-
disches Bauen und Gottesdienst."6° 

 

Mit Hermann Nohl, Theodor Bäuerle, 

 

Fritz Laack und Eugen Rosenstock 

 

nutzten vor allem die führenden Reprä-
sentanten der Jugendbewegung und der 

 

„Neuen Richtung der Volksbildung" 

 

lange vor 1933 die Lager des Freiwilli-

gen Arbeitsdienstes als Möglichkeit, 

 

eine auf nationalpädagogische Ziele und 

 

einen gesunden Volkskörper verpflich-
tete Pädagogik als Volksgemeinschafts-
konzept zu begründen. 

 

Und der nach 1945 erneut einfluß-
reiche Kieler Ordinarius Theodor Wil-

helm, Erfinder der „Mitbürgerlichen Er-

ziehung" und Mitinitiator der CDU-

Kampagne „Mut zur Erziehung", ver-
kündete 1934: 

 

„Wir haben keinen sehnlicheren 

 

Wunsch, als daß durch diese und ähn-
liche einschneidenden Maßnahmen auf 

 

dem Gebiet der Lehrerbildung der Ty-
pus des nur strebsamen, rein intellek-

tuellen, menschlich unausgewogenen 

 

Studienrates aus der deutschen Schule 

 

so rasch wie möglich verschwinden 

 

möge. [...] Der künfiige Lehrer muß die 

 

Gemeinschaftssschule des Arbeitsdien-
stes und der SA durchlaufen haben. In 

 

der NS-Schule hat kein Lehrer etwas zu 

 

suchen, der seinen pädagogischen An-

spruch lediglich auf ein wissenschaft-
liches Examen gründet. Er muß durch 

 

das Feuer des Mannschaftslagers und 

 

des Arbeitsdienstes gegangen sein."61 

 

Der in Klappholttal/Sylt einst residie-
rende ehemalige Leiter des NS-

„Reichsbundes für Volkstum und Hei-

mat" versicherte mir noch jüngst, daß 

 

die Klappholttaler um Ahlborn ebenso 

 

wie andere Repräsentanten der bündi-
schen Jugend nicht aus opportunisti-
schen Gründen Mitglieder der NSDAP 

 

wurden, „sondern er vertrat eine be-
stimmte gesundheitspolitische und so-
ziale Richtung, die er [...] in der Partei 

 

verstanden und aufgenommen sah."62 

 

Übersahen sie dabei auch die pro-
pagandistische Schlechtwetterseite die-
ser Arbeitsideologie, deren Aufgabe 

 

darin bestand, die Schutzhäftlinge in 

 

den Konzentrationslagern nach den 

 

ersten Erfahrungen in Ahrensbök und 

 

Bremen zur Zwangsarbeit zu verpflich-
ten?63 Ein Weg, der wiederum nach 

 

dem Dachauer und Buchenwalder Mo-
dell die Vernichtung durch Arbeit vor-
bereitete. Damit ging auch der ur-

sprüngliche Konsens einer Arbeitsbe-

schaffungspolitik verloren, der die 

 

Maßnahmen des FAD prägte und der 

 

bei den konkreten Arbeitsvorhaben kei-
ne Differenz zwischen NSDAP, den 

 

ADGB-Gewerkschaften und den So-
zialdemokraten aufkommen ließ, zu-
mindest solange die freien Gewerk-
schaften neben der SPD und den Natio-
nalsozialisten zu den aktivsten „Trägern 

 

des Dienstes" zählten. 

 

Denn bis in den März des Jahres 

 

1933 hinein waren das nationalsozia-
listische Arbeitsprogramm und die Ar-

beitsbeschaffungsinitiativen des ADGB 

 

und der SPD geprägt von Entwässe-

rungsmaßnahmen, Moor- und Ödland-

lcultivierung, Wasserschutz, Straßen-

bau, Forstwirtschaft und Neulandge-
winnung am Meer.64 Weniger die Ar-

beitsbeschaffungsprogramme der Re-

gierung Papen mit der Notverordnung 

 

vom 14. Juni 1932 als vielmehr die 

 

Avancen Gregor Strassers (NSDAP) an 
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die Adresse des ADGB (in der Reichs-

tagsrede vom 10. Mai 1932) hatten die 

 

sozialdemokratische Reichstagsfraktion 

 

in Zugzwang gebracht und zur aktiven 

 

Beteiligung an den Arbeitsbeschaf-

fungsmaßnahmen geführt. 

 

Zweifelsohne dürfen solche Gemein-
samkeiten nicht mit einer prinzipiellen 

 

Übereinstimmung verwechselt werden. 

 

So lehnten ADGB-Gewerkschaften und 

 

SPD die NS-Gefolgschaftsideologie ab. 

 

Sie betonten dagegen im FAD den 

 

Charakter einer Gegensteuerung zu den 

 

Gefahren drohender Verwahrlosung 

 

und Vereirmahmung der Jugend durch 

 

den „politischen Radikalismus". Den-
noch darf nicht übersehen werden, daß 

 

die arbeitspädagogischen Maßnahmen 

 

des FAD auch in Ahrensbök und Bre-
men schon 1931/32 als „gute Vorarbeit 

 

für die kommende Vollcsdienstpflicht"65 

 

verstanden wurden. Angesichts zuneh-
mender „Jugendertüchtigung" konnte 

 

Ludwig Preller, der große Kieler So-
zialpolitiker der SPD, deshalb mit 

 

Recht feststellen: „Der Nationalsozialis-
mus brauchte nur noch zuzugreifen, um 

 

aus dem zunächst friedlichen Zielen ge-
widmeten freiwilligen Arbeitsdienst ei-
ne Schule der Militarisierung der Ju-
gend zu machen."66 

 

Nach der Machtergreifung wurden die 

 

von dem FAD propagierten Ideale ge-
regelter körperlicher Arbeit auch für 

 

solche Deutsche, die der „politischen 

 

Radikalität, Kriminalität oder Asozia-
lität zu verfallen drohten oder schon 

 

verfallen waren", in die „neue Volksge-
meinschaft" überführt. Als kaum geän-
derte Richtlinie des politischen Verhal-
tens galten sie auch für die im Kon-
zentrationslager inhaftierten „Schutzhäft-
linge". Diese im Freiwilligen Arbeits-
dienst schon angelegte, von den Arbei-

terparteien und republikanischen Verbän-
den bekämpfte organisatorische und 

 

ideologische Vorbereitung von Zwangs-
arbeit und KZ-Tätigkeit stieß im Lan-

desteil Lübeck wie in Bremen schon 

 

vor 1933 auf massive Unterstützung. 

 

So berichtete die Weser-Zeitung am 

 

10. September 1932 über die vorbildli-
che freiwillige Arbeitsgemeinschaft und 

 

fügte am Schluß hinzu: „Schließlich 

 

besichtigte man ein Gemeinschaftslager 

 

in den Mißler-Baracken beim Lloyd-
Heim. Wehrwolf und Reichsbanner 

 

haben hier ihre Unterkunft. Zwischen 

 

den Angehörigen beider Organisationen 

 

hat sich ein guter Kameradschaftsgeist 

 

herausgebildet."67 An diesen „guten Ka-

meradschaftsgeist" appellierten die Na-
tionalsozialisten auch bei den Gegnern, 

 

die ab März 1933 in „Schutzhaft" ge-
nommen wurden. Die Maßnahmen im 

 

Konzentrationslager beschränkten sich 

 

deshalb nicht nur auf physische Re-

pressionen. 

 

In Anlehnung an die Lagerordnung 

 

des FAD, die in ihrer Tages- und 

 

Diensteinteilung auch im KZ galt, ver-
suchten die Wachmannschaften die po-
litische Überzeugung der Inhaftierten 

 

mit Vortragsveranstaltungen am Abend 

 

zu beeinflussen. Der Beauftragte der 

 

NSBO im Gesamtverband der Arbeit-

nehmer, Wilhelm Uhde, sprach so z.B. 

 

am 9. Mai 1933 über „Nationalismus 

 

und Marxismus". Er beschäftigte sich in 

 

seinem Vortrag vornehmlich mit Kor-

ruptionserscheinungen marxistischer Füh-
rer und begründete diese „anhand der 

 

Feststellung der letzten Tage im Volks-
haus" (nach der Besetzung des Volks-
hauses am 2. Mai 1933 wurden den 

 

Gewerkschaftsführern finanzielle Un-

regelmäßigkeiten vorgeworfen). 

 

Interessant ist, daß den Inhaftierten 
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Gelegenheit gegeben wurde, mit dem 

 

Referenten zu diskutieren. Auf die Fra-

ge eines Kommunisten, „weshalb nur 

 

kleine Kommunistenführer und nicht die 

 

sozialdemokratischen gewerkschaftli-
chen Verbrecher und die jüdisch-kom-
munistischen Führer in Haft seien", ant-
wortete Uhde, „daß sie politische Schutz-
haftgefangene seien und sich lediglich 

 

deshalb in Konzentrationslagern befän-
den, um die nationale Revolution nicht 

 

zu stören, während es sich bei den so-
zialdemokratischen und gewerkschaft-
lichen Führern um kriminelle Straftaten 

 

handele."68 Die „Schutzhaftgefangenen" 

 

sollen nach der BNZ für diese Frage-
möglichkeiten großes Interesse gezeigt 

 

haben. Sie baten darum, „häufiger Gele-

genheit zu haben, Vorträge national-
sozialistischer Führer zu hören". 

 

Am Pfuestsamstag 1933 erschien der 

 

Polizeisenator Laue höchstpersönlich 

 

im KZ. Er hatte am gleichen Tage von 

 

über 200 Schutzhäftlingen 16 Personen 

 

entlassen. In seiner Mißler-Ansprache 

 

betonte er, daß seine Absicht, eine 

 

größere Anzahl von Gefangenen zu ent-
lassen, durch die Verbreitung illegaler 

 

kommunistischer Zeitungen und Parolen 

 

zunichte gemacht worden seien. Und er 

 

forderte die Gefangenen auf, über ihre 

 

Verwandten dafür zu sorgen, „daß die 

 

niederträchtigen' kommunistischen Het-
zereien endlich aufhörten." Mit solchen 

 

Aktionen sollte also nicht nur der Wi-
derstandswille der Inhaftierten gebro-
chen werden, sondern man versuchte, 

 

die Schutzhäftlinge auch als Druck-
mittel gegen diejenigen einzusetzen, die 

 

außerhalb des Konzentrationslagers 

 

noch Widerstandsarbeit leisteten. 

 

Der Höhepunkt solcher Umerzie-

hungsmaßnahmen war der 1. Mai 1933. 

 

Die KZ-Häftlinge aus Mißler mußten 

 

nicht nur antifaschistische Parolen ent-

fernen, die zum 1. Mai auf einige Stra-
ßen gemalt worden waren. Darüber hin-
aus wurden im Anschluß an die Rede 

 

des Polizeisenators im KZ Mißler über 

 

„die Bedeutung des 1. Mai als Feiertag 

 

der nationalen Arbeit" mehrere „Schutz-
haftgefangene" durch die Stadt gefah-
ren.69 Diese Fahrten gingen in die tra-
ditionellen Arbeiterviertel wie Gröpe-
lingen und sollten den Gefangenen 

 

deutlich machen, wie schnell sich auch 

 

die Arbeiterschaft auf das neue System 

 

eingestellt hatte. Die Landeskirchen 

 

stützten in „Festgottesdiensten zum 1. 

 

Mai" diese Bekehrungsversuche. Lan-

desprobst Kieckbusch führte so in Eutin 

 

aus, „der 1. Mai 1932 sei noch began-
gen worden als Tag der Arbeit ohne 

 

Gott und im Gegensatz hierzu feiern wir 

 

heute den 1. Mai 1933 als nationalen 

 

Tag der Arbeit mit Gott, woraus nur 

 

allein ein Segen ersprießen kann."70 

 

Auch wenn sich die von den Natio-
nalsozialisten erhoffte demoralisierende 

 

Wirkung unter den Gefangenen nicht 

 

einstellte, so erzeugten die anschließen-
den Berichte der Häftlinge über ihre Er-

fahrung doch eine große Betroffenheit. 

 

Die öffentliche Anerkennung der „natio-
nalen Revolution" war 1933 offensicht-
lich größer, als die Gegner des NS-Sy-
stems vermuteten. 

 

Das war zweifelsohne mit darauf zu-
rückzuführen, daß die Verantwortlichen 

 

auf gute Vorarbeit zurückgreifen konn-
ten. Böhmcker und Laue übernahmen 

 

so den gut funktionierenden Polizeiap-
parat. Die Zentralpolizeistelle kam am 

 

6. März 1933 mit den eingearbeiteten 

 

Beamten in die Hände der National-
sozialisten. Von der preußischen Polizei 

 

erhielten sie auch die vollständige 

 

Kartei der politischen Gegner und die 
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Spitzelverbindungen. Bei den Anfang 

 

März 1933 verstärkt einsetzenden Ver-

haftungen und Durchsuchungen konnten 

 

die Nationalsozialisten auf Listen zu-

rückgreifen, die von der Abteilung der 

 

politischen Polizei zur Überwachung 

 

politischer Organisationen angelegt 

 

worden waren und die zur lückenlosen 

 

Kontrolle sozialistischer und kommuni-
stischer Organisationen benutzt wurden. 

 

So hatte z.B. die politische Polizei 

 

schon am 3. Mai 1927 aus Anlaß einer 

 

Hausdurchsuchung bei Georg Bucken-

dahl (KPD) eine Namensliste aller Mit-

glieder der KPD in Bremen gefunden 

 

und diese durch Spitzelangaben ständig 

 

ergänzt.71 

 

Diese für die Nationalsozialisten in 

 

den ersten Monaten ihrer Machtaus-

übung typische Verklammerung von 

 

Parteiorganen mit überkommenen 

 

Staatsorganen bildete die Grundlage ei-
ner Herrschaftsausübung, die auch poli-
tisch-ideologisch auf Akzeptanz stieß 

 

und deshalb den Widerstand massiv 

 

und erfolgreich bekämpfen konnte. 

 

5. Exkurs: Das Konzentrationslager Mißler im Spiegel der Presse. 

 

Zur Öffentlichkeit der Verfolgung am Beispiel des Reichstags-
abgeordneten Alfred Faust (SPD) 

 

„Um ein völlig klares Bild von dem 

 

Leben und Treiben in einem Konzen-
trationslager zu bekommen", entsandte 

 

das Organ der Bremer NSDAP, die 

 

Bremer Nationalsozialistische Zeitung 

 

(BNZ), ihren politischen Redakteur 

 

Kurt Teege im Juli 1933 — mit Billigung 

 

des Geheimen Staatspolizeiamtes Bre-
men (Gestapo) — nach Findorff in die 

 

Walsroderstraße, wo Teege — wie er 

 

später formulierte — als „getarnter Mar-
xist einige Tage in dem bremischen 

 

Konzentrationslager verleben konnte." 

 

Am 23. Juli 1933 veröffentlichte die 

 

BNZ einen ganzseitigen Bild-Bericht 

 

des „unerkannten Schutzhäftlings". 

 

Mit den Erlebnissen des Redakteurs 

 

aus der „Umgebung des Genossen 

 

Faust und anderer gestürzten Säulen der 

 

Judenrepublik" wollte die BNZ die 

 

„Lügenhetze der ausländischen Juden-
presse mit Tatsachenmaterial widerle-
gen und zunichte machen." Unter 

 

„Verpfändung seines Ehrenworts" trat 

 

Kurt Teege den Gerüchten ausländi-
scher Pressevertreter und der illegalen 

 

KPD-Presse entgegen, die regelmaßig 

 

über Mißhandlungen von Schutzhäft-

lingen berichteten. So sah sich der Bre-
mer NS-Polizeisenator Laue noch am 

 

17. Juni 1933 veranlaßt, folgende 

 

„Warnung an Hetzer und Schwätzer" in 

 

den ihrerseits gleichgeschalteten Bre-
mer Nachrichten zu veröffentlichen: 

 

„Es gehen immer wieder Gesuche um 

 

Entlassung von Schutzhaftgefangenen 

 

ein, ohne daß Aussicht besteht, irgend-
welche Entlassungen vorzunehmen, 

 

solange die niederträchtige Hetze mar-
xistischer Elemente andauert. Eine um-

fangreiche Entlassung von Schutzhaft-

gefangenen wird erfolgen, sobald die 

 

Verbreitung illegaler Druckschriften 

 

aufhört. Bereits entlassene Schutzhäft-

linge werden wieder interniert, wenn 

 

die unverantwortliche Hetzkampagne 

 

andauert. Auch gewisse bürgerliche 

 

Elemente, die unsachliche Kritik an den 

 

Regierungsmaßnahmen üben und da-
durch Unruhe in die Bevölkerung tra-

gen, haben Schutzhaft zu gewärtigen." 

 

Der aus diesen Zeilen sprechenden 
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Genosse Faust epitzt nicht mehr die Feder, ,ondern den Klopter, nm die Matratze 

 

zu bearbeiten e 5i 

 

Abb. 1 I: Der Bremer Chefredakteur Alfred Faust (SPD) im Konzentrationslager Mißler 
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Verunsicherung traten die Nazis mit 

 

einer verstärkten Terrorwelle und Ver-

haftung der Widerstandsgruppen aus 

 

dem Lager der Arbeiterbewegung ent-

gegen. Außerdem versuchten sie, mit 

 

massiver politischer Propaganda die 

 

Bremer Bevölkerung für sich zu ge-
winnen. In dem Sonntagsbericht vom 

 

23. Juli 1933 galt es deshalb, nicht nur 

 

die „Greuelmärchen der Berichterstatter 

 

führender ausländischer Zeitungen" zu 

 

widerlegen. Der Redakteur Teege hatte 

 

zugleich das Leben im Konzentrations-
lager Mißler als „Paradies" beschrieben: 

 

„Im Konzentrationslager können sich 

 

die Häftlinge miteinander unterhalten, 

 

soviel sie wollen, sie können Bücher 

 

und Zeitungen lesen, Skat spielen usw. 

 

Ich selbst habe meine freie Zeit mit 

 

Schachspielen zugebracht und kann be-
haupten, daß ich meine Kenntnisse auf 

 

diesem Gebiet dank des Konzentra-
tionslager vervollkommnet habe. Es ist 

 

fast paradox, aber gerade das könig-
liche Schachspiel wird von den kommu-
nistischen Lagerinsassen sehr bevor-
zugt." 

 

Und ein wenig später heißt es: „Über 

 

die gute Unterbringung in den Schlaf-
und Tagesräumen äußern sich die Häft-
linge sogar anerkennend. Und es ist 

 

auch tatsächlich so: blitzblank ist es im 

 

Konzentrationslager Mißler [...] Es gibt 

 

eigentlich nur eins in Bremens Konzen-

trationslager, was die Häftlinge so et-
was mit Unbehagen erfüllt und wovon 

 

auch ich während meines Aufenthalts 

 

betroffen war. Und das sind die täg-
lichen Freiübungen, die morgens ent-
weder von sieben bis acht Uhr oder von 

 

acht Uhr bis neun Uhr stattfinden". 

 

Von den 140 Schutzhäftlingen, „die 

 

auf Bänken im Hof saßen und sich von 

 

der Sonne braunbrennen ließen", be-

richtet Teege folgendes: „Es ist ein bun-
tes Volk, ehemalige Bürgerschaftsmit-
glieder, Funktionäre, Betriebsratsvorsit-
zende usw. Deutlich hebt sich aus der 

 

Menge der Künstlerkopf des ehema-

ligen Schauspielers Edgar Bennert 

 

heraus, neben ihm der in Hamburg fest-

genommene und nach Bremen über-
führte frühere kommunistische Redak-
teur Eildermann. Dann ist noch der 

 

bekannte Kommunist Petri da, der im 

 

Lager den Posten eines Faktotums 

 

einnimmt Er schneidet seinen Genos-
sen die Haare, rasiert sie, hat für jeden 

 

ein gutes Wort und — immer eine 

 

Widerrede. Und über allem steht der 

 

ehemalige Regent des Hauses, in dem 

 

diese Zeilen geschrieben werden, und 

 

das heute das Verlagsgebäude der BNZ 

 

ist, Reichstagsabgeordneter a.D. und 

 

Chefredakteur a.D. Alfred Faust. Zu 

 

seinem Stab im Lager gehören der 

 

ehemalige Parteisekretär Böhm und van 

 

Heukelum. Faust hat sich genau wie 

 

seine Kollegen den Lagerverhältnissen 

 

schon sehr gut angepaßt und macht mit 

 

seinem dicken Bauch mehr den Ein-

druck eines gutbürgerlichen Herren im 

 

Anfang der 50er Jahre als den eines 

 

ehemaligen sozialdemokratischen Füh-
rers und Redakteurs, dessen Aufgabe 

 

einzig und allein darin bestand, den 

 

Nationalsozialismus und damit den 

 

Führer des neuen Deutschland, Reichs-
kanzler Adolf Hitler, zu verleumden 

 

und mit Schmutz zu bewerfen. Den 

 

Lohn für seine Schandtaten hat Genosse 

 

Faust durch die Unterbringung im Kon-

zentrationslager, das auch noch in eini-

gen Jahren sein Aufenthalt sein wird, 

 

erhalten." 

 

Alfred Faust, dem zu dieser Zeit best-

gehaßten Gegner der Bremer National-

sozialisten, nutzte die parlamentarische 
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Immunität als Reichstags- und Bürger-
schaftsabgeordneter nichts. Bald nach 

 

den großen Massenverhaftungen von 

 

Kommunisten im Februar und März 

 

1933 war Faust am 28. April 1933 un-
mittelbar nach seiner Rückkehr aus 

 

Berlin „im Interesse seiner eigenen Si-
cherheit und zur Erhaltung der öffent-
lichen Ruhe und Ordnung" als einer der 

 

ersten prominenten Sozialdemokraten 

 

Bremens in Schutzhaft genommen und 

 

als „Novemberverbrecher" in das Kon-

zentrationslager Mißler eingewiesen wor-

den, wie die Bremer Polizeidirektion 

 

am 29. April 1933 öffentlich über die 

 

Bremer Nachrichten mitteilen ließ. 

 

Seine journalistisch brillianten, meist 

 

polemisch-satirischen Montagsartikel 

 

unter der Schlagzeile „Rund um den 

 

Fangturm", in denen er Nationalsozia-
listen und die Kommunisten anpranger-
te, hatten in den Augen der National-
sozialisten „die politischen und wirt-
schaftlichen Interessen Bremens aufs 

 

schwerste geschädigt. In weiten Kreisen 

 

der Bevölkerung herrscht hierüber 

 

außerordentliche Erregung und die Be-

fürchtung, daß Faust diese Tätigkeit 

 

auch fernerhin zum Schaden der natio-
nalen Erneuerung fortsetzen könnte. 

 

Diese Erregung hat bereits mehrfach zu 

 

tätlichen Angriffen auf Faust geführt, 

 

die er sich durch eine unsachliche, maß-
lose und mit Vorliebe unter persön-
lichen Angriffen geführte Kritik selbst 

 

zuzuschreiben hat", wie es in der Mit-

teilung der Polizeidirektion vom 29. 

 

April 1933 heißt. 

 

Den beanstandeten Tätigkeiten konn-
te der Chefredakteur der Bremer Volks-

zeitung schon ab März 1933 nicht mehr 

 

nachgehen. Nach dem am 2. März 1933 

 

vorgenommenen endgültigen Verbot 

 

des von Faust als „Rubel-Blatt" und 

 

„Blutiger Knochen" beschimpften KPD-

Organs Bremer Arbeiterzeitung wurde 

 

auch die Auslieferung der Tageszeitung 

 

der Bremer SPD am 10. März 1933 auf 

 

Dauer eingestellt. Die Übernahme des 

 

Druck- und Verlagsgebäudes der Bre-
mer Volkszeitung, Am Geeren 6 — 8, 

 

feierte die NSDAP als „Symbolisierung 

 

der Überwindung der marxistischen Irr-
lehre durch den Nationalsozialismus" 72 

 

Dieser Akt veranlaßte den Verlags-
direktor der BNZ, den Reichstagsab-
geordneten der NSDAP und Bürger-
schaftspräsidenten Kurt Thiele, der Bre-
mer Öffentlichkeit in einem Leitartikel 

 

die „Zeitungswende" anzukündigen: 

 

„Das Eigentum der SPD und der sozial-
demokratischen Presse ist vom Reich 

 

beschlagnahmt und enteignet. Die Par-
teisekretäre und Redakteure befmden 

 

sich in Gewahrsam. Der in Bremen 

 

weidlich bekannte Herr Faust, der seine 

 

größten Schweinereien unter dem be-
zeichneten Namen 'Mephisto' schrieb, 

 

beschäftigt sich jetzt nützlicher bei der 

 

Reinigung der Klosettanlagen im Kon-

zentrationslager."73 

 

Trotz des Verbots der Arbeiterpresse 

 

und der Massenverhaftungen von 

 

Funktionären der Arbeiterparteien und 

 

Gewerkschaften gelang es den Natio-
nalsozialisten in Bremen nicht, die 

 

Opposition gänzlich zu unterdrücken. 

 

Informationen über Mißhandlungen von 

 

Inhaftierten im KZ Mißler und im Ge-

fangenenhaus am Ostertor veranlaßten 

 

den Senat und den Oberstaatsanwalt, 

 

Untersuchungen vorzunehmen. Die über-
führte Prügel-SA-Wache wurde am 9. 

 

Mai 1933 durch SS-Leute ersetzt. 

 

Um den Widerstand einzudämmen, 

 

versuchten die Nationalsozialisten, in-
haftierte prominente Arbeitervertreter 

 

für die braune Propaganda zu ge-
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vvinnen. Dabei spielten groß initiierte 

 

und in den Zeitungen ausführlich doku-
mentierte Veranstaltungen mit Mißler-
Häftlingen aus Anlaß des 1. Mai 1933, 

 

des „Feiertags der nationalen Arbeit", 

 

eine ebenso große Rolle wie das Be-
mühen, den bekanntesten KZ-Häftling 

 

in Mißler, Alfred Faust, als Autor gegen 

 

die „Lügen der Auslandspresse" zu ge-
winnen. 

 

So veröffentlichte die Bremer Natio-
nalsozialistische Zeitung am 13. Au-
gust 1933 einen „Offenen Brief des 

 

SPD-Reichstagsabgeordneten an die 

 

'Freie Presse' in Amsterdam. Diese hatte 

 

am 5. August 1933 einen mehrere Spal-
ten langen Artikel verfaßt — mit der 

 

Überschrift: „Abgeordneter Faust von 

 

SA ermordet. Nach wochenlangem 

 

Martyrium in dem Konzentrationslager 

 

zu Tode geprügelt." Mit dem „Offenen 

 

Brief eines Ermordeten" an die „Freie 

 

Presse in Holland" widerlegte Alfred 

 

Faust in dem für ihn typischen Stil diese 

 

Falschmeldung und warnte die Aus-
landspresse im Interesse der KZ-Häft-
linge vor weiteren Fehlinformationen: 

 

„Es stimmt, daß ich mich seit Ende 

 

April in Schutzhaft und im Konzen-

trationslager Mißler in Bremen befinde. 

 

Es stimmt, daß ich mit dem grünen 

 

Wagen eingeliefert wurde: aber den 

 

schwarzen Wagen habe ich noch nicht 

 

zu Gesicht bekommen. Im Gegenteil 

 

hoffe ich, bald in voller Gesundheit und 

 

per pedes apostolorum das Lager ver-
lassen zu können! Niemand wird be-

streiten, daß ein Konzentrationslager 

 

kein angenehmer Aufenthalt und kein 

 

Sanatorium ist! Niemand wird bestrei-
ten, daß dieser Aufenthalt für jeden frei-
heitsliebenden Menschen, insbesondere 

 

für Geistesarbeiter, mit körperlichem 

 

Unbehagen und seelischer Bedrückung 

 

verbunden ist. Niemand wird schließ-
lich bestreiten, daß jeder politische Ge-

fangene sich mit ganzer Seele nach 

 

Freiheit sehnt [...] Es ist aber leider 

 

auch nicht zu bestreiten, daß Artikel mit 

 

so offenkundigen Falschmeldungen und 

 

Greuellügen nicht dazu beitragen, die 

 

Lage der Gefangenen zu verbessern, 

 

geschweige denn, den ersehnten Tag 

 

der Freiheit zu beschleunigen."74 

 

Bereits fünf Tage danach konnten die 

 

Bremer Nachrichten und. die Bremer 

 

Nationalsozialistische Zeitung einen 

 

weiteren aus ihrer Sicht positiven Be-
richt über das KZ Mißler veröffent-
lichen. Die Großfürstin Maria von Ruß-

land, eine Kusine des letzten Zaren, 

 

stattete mit Reichsstatthalter Röver dem 

 

Bremer Konzentrationslager einen Be-
such ab. Sie machte dabei der Presse 

 

gegenüber „aus ihrer Bewunderung für 

 

den neuen in Deutschland herrschenden 

 

Geist keinen Hehl. Der Unterschied 

 

zwischen dem damaligen deutschen 

 

Menschen und der heutigen deutschen 

 

Nation sei ein überaus auffallender ge-
wesen. Heute sei, das habe sie auf den 

 

ersten Blick feststellen können, Diszi-

plin, Ordnung, neuer Lebensmut in 

 

Deutschland eingezogen. Ein Vergleich 

 

von heute mit damals falle entschieden 

 

zugunsten des neuen Deutschland aus."75 

 

Aber auch diese Pressekampagne hat-
te offensichtlich nicht den gewünschten 

 

Erfolg. Die Bevölkerung der anliegen-
den Walsroderstraße wie auch der 

 

Hemmstraße, die gewollt oder unge-
wollt Zeuge mehrfacher Mißhandlungen 

 

wurde, erhob immer stärkeren Protest. 

 

Über die Angehörigen der Inhaftierten 

 

drangen weitere Informationen an die 

 

Bremer Öffentlichkeit. Die illegale „Ar-
beiterzeitung" der KPD verbreitete „Die 

 

Wahrheit". Und die illegale „Kampf-
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Zeitung der Wassertransportarbeiter 

 

Bremens", Der Scheinwerfer, berichtete 

 

im August 1933 erneut über die „Bre-
mer SS, die Folterknechte des Kapita-
lismus". Diese Ausgabe informierte 

 

über die mutige Tat, die damals wie ein 

 

Lauffeuer nicht nur durch das Lager 

 

Mißler ging, sondern auch die opposi-
tionellen Kräfte in Bremen ermutigte: 

 

Nach ständigen Mißhandlungen und 

 

Mordandrohungen forderte der damali-

ge KAP-Genosse Jan Onasch seine Fol-
terknechte im KZ Mißler auf: „Wenn 

 

ihr mich aufhängt, dann bitte so hoch, 

 

daß ihr mich bequem am Arsch lecken 

 

könnt." Schließlich mußte das inmitten 

 

der Stadt gelegene KZ Mißler aufgrund 

 

des Drucks der Bevölkerung am 11. 

 

September geschlossen werden. 

 

Am 13. September 1933 teilte die 

 

BNZ mit: „Das Konzentrationslager 

 

Mißler in der Walsroderstraße ist auf-

gehoben worden, nachdem die Bemü-

hungen, Arbeitsmöglichkeiten für die 

 

politischen Schutzhaftgefangenen aus-

findig zu machen, zum Erfolge geführt 

 

haben. Der größte Teil der Schutzhäft-

linge ist nunmehr auf einem Schiff un-

tergebracht, das für Wohn- und Wirt-
schaftszwecke hergerichtet ist und un-
mittelbar bei der Arbeitsstelle liegt." 

 

Der größte Teil der Häftlinge — ein-
schließlich Alfred Faust — wurde auf 

 

diesen Lloyd-Kahn 86 überführt, der bei 

 

Ochtumsand an der Ochtummündung lag. 

 

Auch hier versuchte die Bremer 

 

NSDAP, die Häftlinge für ihre Propa-
ganda einzuspannen. Alfred Faust muß-
te mit den drei prominenten Kommuni-
sten Friedrich Müller, August Raschen 

 

und Heinrich Schramm am 8. Oktober 

 

1933 aus dem KZ Ochtumsand in den 

 

Arbeiterstadtteil Bremen-Gröpelingen 

 

fahren. Sie sollten dort der Fahnen-

weihe der NSDAP-Ortsgruppe in der 

 

Lindenhofstraße beiwohnen und ihre 

 

Eindrücke über das Ereignis in der na-
tionalsozialistischen Presse schildern. 

 

In großer Aufmachung erschien dieser 

 

ganzseitige Artikel in der BNZ vom 13. 

 

Oktober 1933: „Alfred Faust sieht das 

 

neue Deutschland". Angesichts der 

 

zahlreichen Hakenkreuzfahnen, die im 

 

ehemals roten Gröpelingen an diesem 

 

Tage zu sehen gewesen waren, schrieb 

 

Faust: „Diese Fahrt hat mir eindeutig 

 

mehr als alles andere bewiesen, daß die 

 

Arbeiterschaft heute hinter der NSDAP 

 

und der Regierung steht. Und da die 

 

Regierung wirklich fest im Volke ver-
ankert ist, wäre jedes Arbeiten gegen 

 

dieselbe sinnlos." 

 

Was waren die Motive der KZ-

Häftlinge gewesen, die sich mit Faust 

 

„vom Saulus zum Paulus" bekehrten? 

 

War es Anpassung und Resignation 

 

oder die Hoffnung auf Hafterleichterung 

 

bzw. gar Haftentlassung? Wurden auch 

 

viele der von mir befragten, sich damals 

 

noch in Freiheit befindenden Wider-

standskämpfer durch solche Aussagen 

 

verunsichert, so neigten die unter glei-
chen Bedingungen lebenden Mithäftlin-

ge eher dazu, auf jenen ungeheuren 

 

Druck zu verweisen, unter dem die un-

freiwilligen Mitarbeiter der BNZ stan-
den. Schrieben sie wirklich selbst „um 

 

ihre Freiheit"? Waren die Texte frei er-
funden oder unter Terror erpreßt wor-
den? Auf jeden Fall gelang es Alfred 

 

Faust auch in diesen schwierigen Situa-

tionen, den schwungvollen, zum Sar-
kasmus neigenden Stil beizubehalten 

 

und in ironischer Distanz den einstigen 

 

politischen Gegner zu schmähen: „Spar-
tagonien wurde früher dieser Bezirk 

 

getauft — die einzige Hochburg des So-

wjetsystems, die einzigen Straßen Bre-
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mens, in denen die KPD bei den Wah-
len absolute Mehrheiten erzielte. Das 

 

Fest der Fahnenweihe hat bewiesen, 

 

daß die Verhältnisse sich von Grund auf 

 

geändert haben. Heute herrscht nur das 

 

Hakenkreuz über 'Spartagonien'. Aus 

 

früheren Umzügen der Hitlerbewegung 

 

war die Erinnerung, daß das bürgerliche 

 

und kleinbürgerliche Element domitüer-
te. Der Umzug durch Gröpelingen be-
wies, daß jetzt auch die Arbeiter ge-
wonnen sind, denn nur Arbeiter waren 

 

im Umzug zu erkennen. Kannte ich sie 

 

nicht alle, so kannten sie mich, und 

 

hundertfach klang der Ruf 'Alfred' aus 

 

den Reihen der Demonstranten. Scherz-
ten sie, lockten sie? — Wir waren Ge-
fangene, saßen still und stumm und 

 

erwiderten — auf Anweisung — keinen 

 

Ruf und keinen Gruß."76 

 

Kaum aus der Haft entlassen, betei-
ligten sich die Kommunisten August 

 

Raschen und Heinrich Schramm an Wi-
derstandsaktionen, bevor sie erneut ver-
haftet wurden. Nicht ganz so eindeutig 

 

ist das Verhalten von Alfred Faust ein-
zuordnen. In den durch die Lagerleitung 

 

zensierten Briefen, die er in jenen Ta-
gen an seine Frau schrieb, verhehlte 

 

Faust seine Enttäuschung darüber nicht, 

 

daß die Nationalsozialisten in dem Vor-

spann zu dem Bericht den vorgeblichen 

 

Sinneswandel der vier Häftlinge skep-
tisch beurteilten. „Bin ein richtiger Pech-

vogel, alles wendet sich gegen mich. 

 

Nichts zu meinem Besten: weder daß 

 

ich mich freiwillig stellte, noch mein 

 

Holland-Brief, und jetzt die Gröpelin-
gen-Fahrt, es ist zum Verzweifeln!"77 

 

Alfred Faust mußte noch bis zum 28. 

 

Dezember 1933 im KZ Ochtumsand 

 

bleiben, bevor er in das Gefangenen-
haus am Ostertor verlegt wurde, das er 

 

am 22. März 1934 verlassen konnte. 

 

Aus dem „Saulus war kein Paulus" 

 

geworden, wie Alfred Faust in der BNZ 

 

am 13. Oktober 1933 schrieb. Aus dem 

 

„Mephisto" wurde in Anlehnung an 

 

Wilhelm Kaisen ein „verklärter Faust". 

 

Faust beteiligte sich an keinen Wider-
standsaktionen mehr. Er genoß den 

 

Schutz des Hitlerförderers und Kaffee 

 

HAG-Besitzers Ludwig Roselius, bei 

 

dem er schon vor 1918 als Werbefach-
mann tätig gewesen war und der den 

 

einstigen Leiter des Kommissariats für 

 

Presse und Propaganda beim Rat der 

 

Volksbeauftragten in der Bremer Räte-

republik (vom Januar bis Februar 1919) 

 

jetzt in Berlin als Vertreter des Angel-
sachsen-Verlags Bremen unterbrachte. 

 

6. Nachbemerkung: Niemand war dabei, und keiner hat's gewußt? 

 

Die Konzentration der Darstellung auf 

 

die Rolle, die Alfred Faust als einer der 

 

prominenten Vertreter der Bremer Ar-
beiterbewegung in dem ersten Jahr nach 

 

der Machtübernahme des Hitlerfaschis-
mus in Bremen unfreiwillig übernahm, 

 

macht deutlich, mit welcher Entschie-
denheit, mit welchem Zynismus und mit 

 

welchen Mitteln die Nazis ihre Gegner 

 

verfolgten und einen Keil in den auf-

keimenden Widerstand legen wollten. 

 

Ihre offene Propaganda und Zurschau-

stellung des Konzentrationslagers Miß-

ler, die zahlreichen Zeitungsberichte und 

 

Bildreportagen erlaubten es allen Bre-

mern, auf welcher Seite sie auch stan-

den, relativ gut über die Absichten der 

 

Nationalsozialisten und die Gescheh-
nisse in dem KZ informiert zu sein. 

 

Jeder Bremer konnte sich ein Bild von 
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dem machen, was die Mehrheit der 

 

Bevölkerung in Bremen nach 1945 ver-

gaß, verdrängte oder gar unterdrückte: 
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